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Zweites Gesetz zur Änderung des Thüringer Ministergesetzes
Vom 25. Oktober 2011

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
      

Artikel 1

Das Thüringer Ministergesetz in der Fassung vom 14. Ap-
ril 1998 (GVBl. S. 104), zuletzt geändert durch Artikel 11 
des Gesetzes vom 20. März 2009 (GVBl. S. 238), wird 
wie folgt geändert:

1. Dem § 5 wird folgender Absatz 3 angefügt:

 "(3) Einkünfte, die aufgrund der in Absatz 1 Satz 2 ge-
nannten möglichen Nebentätigkeiten erzielt werden, 
haben die Mitglieder der Landesregierung insoweit 
an das Land abzuführen, als diese den Höchstbetrag 
eines monatlichen Amtsgehalts im Jahr übersteigen. 
Gehört ein Mitglied der Landesregierung im Zusam-
menhang mit seiner Zugehörigkeit zur Landesregie-
rung dem Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat, Bei-
rat oder einem anderen Organ einer Gesellschaft, einer 
Genossenschaft oder eines Unternehmens anderer 
Rechtsform an, auch wenn diese keinen wirtschaftli-
chen Zweck verfolgen, so gilt § 68 des Thüringer Be-
amtengesetzes (ThürBG) sinngemäß. Ein Anspruch 
auf Schadenersatz nach § 68 ThürBG entsteht jedoch 
nur insoweit, als er den Gesamtbetrag der nach Satz 1 
belassenen Vergütung übersteigt."

2. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
 

aa) In Nummer 1 wird die Angabe "121,745 vom 
Hundert" durch die Angabe "122 vom Hundert" 
und die Angabe "102,565 vom Hundert" durch 
die Angabe "103 vom Hundert" ersetzt.

 
bb) In Nummer 2 wird der Geldbetrag "766,94 Euro" 

durch den Geldbetrag "766 Euro" und der Geld-

betrag "511,29 Euro" durch den Geldbetrag "511 
Euro" ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

 "(2) Die Mitglieder der Landesregierung erhalten 
Familienzuschlag und Reisekostenvergütung nach 
den für Thüringer Beamte geltenden Bestimmun-
gen. Sie haben außerdem aus Anlass der Begrün-
dung oder der Beendigung des Amtsverhältnisses 
Anspruch auf Umzugskostenvergütung und Tren-
nungsgeld. Die Berechnung richtet sich nach den 
für Thüringer Beamte geltenden Bestimmungen. 
Zuwendungen von dritter Seite sind hierbei anzu-
rechnen."

c) Absatz 3 wird aufgehoben.

d) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden die Absätze 
3 bis 5.

e) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6 und erhält fol-
gende Fassung:

 "(6) Die Mitglieder der Landesregierung haben An-
spruch auf Beihilfe in sinngemäßer Anwendung 
der für Thüringer Beamte geltenden Bestimmun-
gen. Statt des Anspruchs auf Beihilfen erhalten sie 
einen monatlichen Zuschuss zu den Krankenver-
sicherungsbeiträgen, wenn sie dies beantragen."

f) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 7. 

3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "Vorschriften der 
§§ 10 bis 13" durch die Worte "Bestimmungen 
dieses Abschnitts" ersetzt. 
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bb) In Satz 2 werden nach der Verweisung "§ 8 
Abs. 1 Satz 2 bis 4" die Worte "des Thüringer 
Ministergesetzes in der am 30. Juni 2008 gel-
tenden Fassung" eingefügt.

b) In Absatz 2 wird nach dem Wort "für" das Wort "Thü-
ringer" eingefügt.

c) In Absatz 3 wird die Verweisung "§ 8 Abs. 7" durch 
die Verweisung "§ 8 Abs. 6" ersetzt. 

4. § 11 Abs. 1 bis 4 erhält folgende Fassung:

 "(1) Ein ehemaliges Mitglied der Landesregierung hat 
von dem Zeitpunkt an, in dem die Amtsbezüge aufhö-
ren, einen Anspruch auf Ruhegehalt, wenn es die Re-
gelaltersgrenze nach § 35 des Sechsten Buchs So-
zialgesetzbuch (SGB VI) erreicht und das Amt eines 
Mitglieds der Landesregierung mindestens zwei Jah-
re bekleidet hat. § 235 SGB VI gilt sinngemäß.  

 (2) Ruhegehaltfähig ist die Zeit der Mitgliedscha  ft in 
der Thüringer Landesregierung, einer vorausgegan-
genen Mitgliedschaft in der Bundesregierung oder in 
einer anderen Landesregierung oder in der aufgrund 
der Volkskammerwahl vom 18. März 1990 gebilde-
ten Regierung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik soweit diese nicht zu einer eigenständigen Ver-
sorgung geführt hat.

 (3) Das Ruhegehalt beträgt bei einer Amtszeit von we-
niger als fünf Jahren 18 1/3  vom Hundert, nach Voll-
endung einer Amtszeit von einer Legislaturperiode, 
die mindestens vier Jahre und sechs Monate betra-
gen muss, 35 vom Hundert des Amtsgehalts und des 
Familienzuschlags der Stufe 1. Danach steigt es mit 
jedem weiteren Amtsjahr um 2,45 vom Hundert bis 
zum Höchstsatz von 71,75 vom Hundert. Unterjährige 
Amtszeiten sind unter Benutzung des Nenners 365 und 
kaufmännischer Rundungsregelungen auf zwei Dezi-
malstellen umzurechnen; der Vomhundertsatz ist auf 
zwei Stellen auszurechnen.

 (4) Auf Antrag kann Ruhegehalt ab Vollendung des 
60. Lebensjahres in Anspruch genommen werden. Das 
Ruhegehalt vermindert sich in diesem Fall um 0,3 vom 
Hundert für jeden Monat, um den es vor Erreichen der 
Regelaltersgrenze nach § 35 SGB VI in Anspruch ge-
nommen wird. § 235 SGB VI gilt sinngemäß. Die Min-
derung darf 18 vom Hundert nicht überschreiten und 
nicht zu einer Unterschreitung der in § 11 Abs. 3 Satz 1 
festgelegten Ruhegehaltsstufen führen."

5. § 12 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:
 
 "(1) Die Hinterbliebenen eines Mitglieds der Lan-

desregierung oder eines ehemaligen Mitglieds der 
Landesregierung, das zur Zeit seines Todes Ru-
hegehalt bezog oder Ruhegehalt mit Erreichung 
der Regelaltersgrenze nach § 35 SGB VI bezie-

hen würde, erhalten Hinterbliebenenversorgung in 
sinngemäßer Anwendung der für Thüringer Beam-
te geltenden Vorschriften. § 235 SGB VI gilt sinn-
gemäß.  Das Sterbegeld bemisst sich nach dem 
Amtsgehalt und dem Familienzuschlag.

b) In Absatz 3 wird nach dem Wort "für" das Wort "Thü-
ringer" eingefügt." 

6. In § 13 Abs. 1 wird nach dem Wort "für" das Wort "Thü-
ringer" eingefügt. 

7. Nach § 14 wird folgende neue Abschnittsüberschrift 
eingefügt:

"IV. Abschnitt
Zusammentreffen von Bezügen"

8. § 15 erhält folgende Fassung: 

"§15
 Zusammentreffen von Amtsbezügen mit anderen 

Einkommen

 Steht einem Mitglied der Landesregierung für einen 
Zeitraum, für den Amtsbezüge zu zahlen sind, ein An-
spruch auf Einkommen aus einer Verwendung im öf-
fentlichen Dienst zu, so werden diese Einkünfte ange-
rechnet."

9. Die bisherige Abschnittsüberschrift "IV. Abschnitt 
Schlussbestimmungen" wird gestrichen.

10. Die §§ 16 und 17 erhalten folgende Fassung:

"§ 16
 Zusammentreffen von Übergangsgeld mit anderen 

Einkommen

 (1) Steht einem ehemaligen Mitglied der Landesre-
gierung Einkommen aus einer Verwendung im öffent-
lichen Dienst im Sinne des § 53 des Beamtenversor-
gungsgesetzes (BeamtVG) in der bis zum 31. August 
2006 geltenden Fassung oder Bezüge aus einem an-
deren Amtsverhältnis zu, so wird dieses Einkommen 
insoweit auf das Übergangsgeld angerechnet, als es 
zusammen mit dem Übergangsgeld die Summe des 
Amtsgehalts und des Familienzuschlags übersteigt. 
Eine Entschädigung aus der Mitgliedschaft in einer ge-
setzgebenden Körperschaft (Europäisches Parlament, 
Deutscher Bundestag oder Landtag) steht einem Ver-
wendungseinkommen im Sinne des Satzes 1 gleich, 
wenn nicht bereits ihre Anrechnung auf die Leistung 
seitens der gesetzgebenden Körperschaft geregelt ist.

 (2) Steht einem ehemaligen Mitglied der Landesregie-
rung aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit außer-
halb des öffentlichen Dienstes Erwerbseinkommen 
(Einkünfte aus selbständiger und nichtselbständiger 
Arbeit, aus Gewerbebetrieb und aus Land- und Forst-
wirtschaft) zu, so wird dieses Einkommen insoweit auf 
das Übergangsgeld angerechnet, als es zusammen mit 



 Nr. 9 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 4. November 2011     267

dem Übergangsgeld die Summe des Amtsgehalts und 
des Familienzuschlags übersteigt.

 (3) Steht einem ehemaligen Mitglied der Landesregie-
rung Ruhegehalt aufgrund eines Dienstverhältnisses 
als Beamter oder Richter oder eine ähnliche Versor-
gung oder eine Versorgung aufgrund eines anderen 
Amtsverhältnisses zu, so werden diese Bezüge inso-
weit auf das Übergangsgeld angerechnet, als sie zu-
sammen mit dem Übergangsgeld die Summe des Amts-
gehalts und des Familienzuschlags übersteigen.

 (4) Beim Zusammentreffen von Übergangsgeld aus 
dem Amtsverhältnis mit Renten ist § 55 BeamtVG in 
der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung sinn-
gemäß anzuwenden.

 (5) Beim Zusammentreffen von Übergangsgeld aus 
dem Amtsverhältnis mit Versorgung aus zwischen-
staatlicher oder überstaatlicher Verwendung ist § 56 
BeamtVG in der bis zum 31. August 2006 geltenden 
Fassung sinngemäß anzuwenden.

§ 17
Zusammentreffen von Ruhegehalt mit anderem 

Einkommen

 (1) Steht einem ehemaligen Mitglied der Landesre-
gierung Einkommen aus einer Verwendung im öffent-
lichen Dienst im Sinne des § 53 BeamtVG in der bis 
zum 31. August 2006 geltenden Fassung oder Bezü-
ge aus einem anderen Amtsverhältnis zu, so wird die-
ses Einkommen insoweit auf das Ruhegehalt ange-
rechnet, als es zusammen mit dem Ruhegehalt den 
Betrag des Amtsgehalts und des Familienzuschlags 
übersteigt. Eine Entschädigung aus der Mitgliedschaft 
in einer gesetzgebenden Körperschaft (Europäisches 
Parlament, Deutscher Bundestag oder Landtag) steht 
einem Verwendungseinkommen im Sinne des Sat-
zes 1 gleich, wenn nicht bereits die Anrechnung sei-
tens der gesetzgebenden Körperschaft auf die Leis-
tung geregelt ist. 

 (2) Steht einem ehemaligen Mitglied der Landesregie-
rung aus einer Beschäftigung oder Tätigkeit außer-
halb des öffentlichen Dienstes Erwerbseinkommen 
(Einkünfte aus selbständiger und nichtselbständiger 
Arbeit, aus Gewerbebetrieb und aus Land- und Forst-
wirtschaft) zu, so wird dieses Einkommen insoweit auf 
das Ruhegehalt angerechnet, als es zusammen mit 
dem Ruhegehalt den Betrag des Amtsgehalts und des 
Familienzuschlags übersteigt. Dabei sind vom Ruhe-
gehalt mindestens 20 vom Hundert zu belassen. Die 
Anrechnung endet mit dem Ende des Monats, in dem 
das ehemalige Mitglied der Landesregierung die Re-
gelaltersgrenze nach §§ 35, 235 SGB VI erreicht hat. 

 (3) Auf das Ruhegehalt wird das Ruhegehalt aufgrund 
eines Dienstverhältnisses als Beamter oder Richter 
oder eine ähnliche Versorgung oder eine Versorgung 
aufgrund eines ander  en Amtsverhältnisses insoweit an-
gerechnet, als diese zusammen mit der daneben be-

zogenen Versorgung 71,75 vom Hundert des Amtsge-
halts und des Familienzuschlags übersteigen.

 (4) Beim Zusammentreffen von Ruhegehalt aus dem 
Amtsverhältnis mit Hinterbliebenenversorgung nach 
dem Ehegatten ist Absatz 3 entsprechend anzuwen-
den. § 54 Abs. 3 und 4 Satz 2 BeamtVG in der bis zum 
31. August 2006 geltenden Fassung gilt sinngemäß.

 (5) Beim Zusammentreffen von Ruhegehalt aus dem 
Amtsverhältnis mit Renten ist § 55 BeamtVG in der bis 
zum 31. August 2006 geltenden Fassung sinngemäß 
anzuwenden.

 (6) Beim Zusammentreffen von Ruhegehalt aus dem 
Amtsverhältnis mit Versorgung aus zwischenstaatlicher 
oder überstaatlicher Verwendung ist § 56 BeamtVG in 
der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung sinn-
gemäß anzuwenden.

 (7) Die Absätze 1 bis 3, 5 und 6 fi nden auf die Hinter-
bliebenen entsprechende Anwendung."

11. Nach § 17 wird folgende neue Abschnittsüberschrift 
eingefügt:

"V. Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen"

12. § 17 a wird aufgehoben.

13. Nach dem bisherigen § 17 a werden folgende neue 
§§ 18 und 19 eingefügt:

"§ 18
Übergangsbestimmungen

 (1) Die Rechtsverhältnisse der sich zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Thüringer Ministergesetzes im Amt befi ndlichen Mit-
glieder der Landesregierung, der ehemaligen Mitglie-
der der Landesregierung sowie deren jeweilige Hinter-
bliebenen regeln sich nach dem vor Inkrafttreten des 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Minis-
tergesetzes geltenden Recht, soweit in den nachfol-
genden Absätzen nichts anderes bestimmt ist.

 (2) Für ehemalige Mitglieder der Landesregierung, die 
am Tag vor dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Thüringer Ministergesetzes bereits 
Ruhegehalt bezogen oder nach den vor dem Inkraft-
treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Thü-
ringer Ministergesetzes geltenden Bestimmungen eine 
Anwartschaft auf Ruhegehalt erworben haben, gilt § 17 
Abs. 1, wenn das Einkommen nach dem Inkrafttreten 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Mi-
nistergesetzes erstmalig erlangt wird. 

 (3) Für ehemalige Mitglieder der Landesregierung, die 
am Tag vor dem Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Thüringer Ministergesetzes bereits 
Ruhegehalt bezogen oder nach den vor dem Inkraft-
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treten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Thü-
ringer Ministergesetzes geltenden Bestimmungen eine 
Anwartschaft auf Ruhegehalt erworben haben, gilt § 17 
Abs. 2, wenn die rechtliche Grundlage zum Bezug des 
Erwerbseinkommens nach dem Zeitpunkt   des Inkraft-
tretens des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Thü-
ringer Ministergesetzes verlängert oder neu begründet 
wird.

 (4) Für die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Zwei-
ten Gesetzes zur Änderung des Thüringer Ministerge-
setzes im Amt befi ndlichen Mitglieder der Landesre-
gierung gilt § 17 Abs. 1 und 2.

§ 19
Gleichstellungsbestimmung

 
 Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Ge-

setz gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form."

14. Der bisherige § 18 wird § 20.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Erfurt, den 25. Oktober 2011
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Diezel

Thüringer Gesetz
zur Neufassung und zur Änderung polizeiorganisatorischer Regelungen

Vom 25. Oktober 2011

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Gesetz über die Organisation der Polizei 
(Thüringer Polizeiorganisationsgesetz - ThürPOG -)

§ 1
Träger und Gliederung der Polizei

(1) Träger der Polizei ist das Land. 

(2) Behörden der Polizei sind
1.  das für die Polizei zuständige Ministerium (§ 2),
2.  das Landeskriminalamt (§ 3),
3.  die Landespolizeidirektion (§ 4),
4.  die Landespolizeiinspektionen und die Autobahnpoli-

zeiinspektion (§ 5) und
5.  die Bereitschaftspolizei (§ 6).

§ 2
Oberste Landesbehörde

(1) Das für die Polizei zuständige Ministerium übt die Dienst- 
und Fachaufsicht über die Polizei aus.

(2) Es nimmt vorbehaltlich anderweitiger gesetzlicher Re-
gelungen die Aufgaben der obersten Landesbehörde nach 
dem Bundeskriminalamtgesetz (BKAG) vom 7. Juli 1997 
(BGBl. I S. 1650) in der jeweils geltenden Fassung wahr.

§ 3
Landeskriminalamt

(1) Das Landeskriminalamt ist dem für die Polizei zustän-
digen Ministerium unmittelbar nachgeordnet. 

(2) Sitz des Landeskriminalamts ist Erfurt.

(3) Das Landeskriminalamt ist die zentrale Dienststelle 
für kriminalpolizeiliche Aufgaben. Es ist zugleich zentra-
le Dienststelle der Kriminalpolizei im Sinne des § 1 Abs. 2 
Satz 1 BKAG sowie zuständige Landesbehörde im Sinne 
des § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und des § 17 Abs. 1 Satz 1 BKAG 
für den Geschäftsbereich des für die Polizei zuständigen 
Ministeriums. Es ist zugleich Zentralstelle für das polizei-
liche Informations- und Kommunikationswesen sowie für 
einsatz- und ermittlungsunterstützende Serviceleistungen.

(4) Dem Landeskriminalamt obliegt es als zentraler Dienst-
stelle für kriminalpolizeiliche Aufgaben insbesondere, 
1.  kriminaltechnische und erkennungsdienstliche Unter-

suchungen durchzuführen und Gutachten zu erstatten,
2.  die Kriminalitätsbekämpfung zu koordinieren und nach 

Zustimmung durch das für die Polizei zuständige Mi-
nisterium die dazu erforderlichen Regelungen durch 
Verwaltungsvorschrift zu erlassen sowie

3.  die für die Kriminalitätsbekämpfung bedeutsamen Da-
ten zu sammeln und auszuwerten.

(5) Dem Landeskriminalamt obliegt weiterhin die zentrale 
Bekämpfung sowie die Durchführung entsprechender Er-
mittlungen insbesondere in Fällen
1.  der organisierten Kriminalität, 
2.  der Rauschgiftkriminalität, 
3.  der Wirtschaftskriminalität, 
4.  der Staatsschutzkriminalität und
5.  der Geldwäsche 
sowie die polizeiliche Verfolgung anderer Straftaten, de-
ren Verfolgung wegen der besonderen Gefährlichkeit, der 
räumlichen Ausdehnung oder wegen der besonderen Um-
stände der Begehung durch das für die Polizei zuständi-
ge Ministerium für den Einzelfall dem Landeskriminalamt 
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zugewiesen wird. In den Fällen des Satzes 1 obliegt dem 
Landeskriminalamt neben anderen Behörden der Poli-
zei auch die Verhütung der jeweiligen Straftaten und Ord-
nungswidrigkeiten.

(6) Das für die Polizei zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung dem Landeskriminalamt wei-
tere Aufgaben zu übertragen und die fachaufsichtlichen Be-
fugnisse des Landeskriminalamts zu regeln. 

§ 4
Landespolizeidirektion

(1) Die Landespolizeidirektion ist eine dem für die Poli-
zei zuständigen Ministerium unmittelbar nachgeordne-
te Behörde.

(2) Sie nimmt alle polizeilichen Aufgaben wahr, soweit sie 
nicht dem Landeskriminalamt zugewiesen oder auf nach-
geordnete Behörden übertragen sind.

(3) Sitz der Landespolizeidirektion ist Erfurt.

§ 5
Landespolizeiinspektionen, Autobahnpolizeiinspektion 

und nachgeordnete Dienststellen

(1) Die Landespolizeiinspektionen sind der Landespolizei-
direktion nachgeordnete Behörden. Sie haben ihren Sitz in 
Erfurt, Gera, Gotha, Jena, Nordhausen, Saalfeld und Suhl.

(2) Den Landespolizeiinspektionen sind Polizeiinspektio-
nen und Kriminalpolizeiinspektionen nachgeordnet. Diesen 
können für bestimmte Dienstbereiche weitere Dienststel-
len (Polizeistationen und Kriminalpolizeistationen) nach-
geordnet werden.

(3) Die Autobahnpolizeiinspektion ist eine der Landespo-
lizeidirektion nachgeordnete Behörde. Ihr können für be-
stimmte Dienstbereiche weitere Dienststellen (Autobahn-
polizeistationen) nachgeordnet werden.

(4) Das für die Polizei zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, nach Anhörung des für die Polizei zuständigen Land-
tagsausschusses den Sitz der Behörden und Dienst stellen 
nach den Absätzen 2 und 3 durch Rechtsverordnung zu 
bestimmen. Das für die Polizei zuständige Ministerium wird 
ermächtigt, die Aufgaben der Behörden und Dienststel-
len nach den Absätzen 2 und 3 sowie den Übergang der 
Verfahren durch Rechtsverordnung näher zu bestimmen.

§ 6
Bereitschaftspolizei

(1) Die Bereitschaftspolizei ist eine der Landespolizeidirek-
tion nachgeordnete Behörde. Sie wird insbesondere in ge-
schlossenen Einheiten
1. aus besonderem Anlass zum Schutz von Verfassungs-

organen, Behörden sowie von lebenswichtigen Einrich-
tungen und Anlagen,

2. zur Unterstützung der Behörden der Polizei bei der 
Wahrnehmung polizeilicher Aufgaben sowie

3. zur Katastrophenhilfe
eingesetzt.

(2) Für Einsätze außerhalb Thüringens bedarf es der vor-
herigen Zustimmung des für die Polizei zuständigen Mi-
nisteriums.

§ 7 
Bildungseinrichtungen der Polizei

(1) Bildungseinrichtungen der Polizei sind die Fachhoch-
schule für öffentliche Verwaltung, Fachbereich Polizei, und 
das Bildungszentrum in Meiningen. Sie sind dem für die 
Polizei zuständigen Ministerium unmittelbar nachgeordnet.

(2) Der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, Fach-
bereich Polizei, obliegen die Aufgaben nach dem Thürin-
ger Verwaltungsfachhochschulgesetz.

(3) Das Bildungszentrum ist für die Einstellung von Anwär-
tern im Vorbereitungsdienst der Polizei und für die Ausbil-
dung für die Laufbahn des mittleren Polizeivollzugsdienstes 
zuständig. Ihm obliegt darüber hinaus die Fortbildung für 
alle Laufbahnen des Polizeivollzugsdienstes, soweit nicht 
die Zuständigkeit einer anderen Einrichtung gegeben ist. 

§ 8
Zuständigkeit, Dienstbereiche

(1) Jeder im Vollzugsdienst tätige Beamte der Polizei ist 
zur Wahrnehmung der Aufgaben der Polizei im gesamten 
Landesgebiet befugt.

(2) Die Beamten der Polizei werden unbeschadet des Ab-
satzes 1 nach Maßgabe dieses Gesetzes in bestimmten 
Dienstbereichen eingesetzt. Sie werden jedoch im Einzel-
fall auch in Dienstbereichen, in denen sie nicht eingesetzt 
sind, tätig, wenn
1. die dort eingesetzte Polizei nicht, nicht rechtzeitig oder 

nicht ausreichend zur Verfügung steht,
2. das wegen des Zusammenhangs von Dienstverrichtun-

gen im eigenen und in einem anderen Dienstbereich 
zweckmäßig ist,

3. die übergeordnete Dienststelle sie dazu anweist oder
4. das Gericht oder die Staatsanwaltschaft nach Fest-

stellung schwerwiegender Gründe ihre Dienststelle 
ersucht, in einem anderen örtlichen Dienstbereich an-
stelle der dort eingesetzten Polizei strafverfolgend tä-
tig zu werden.

(3) Das für die Polizei zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, die Dienstbereiche nach Absatz 2 Satz 1 durch Rechts-
verordnung zu bestimmen.

§ 9
Dienstkräfte der Polizei

(1) Im Polizeivollzugsdienst dürfen nur Beamte verwen-
det werden. Ausnahmsweise dürfen Tarifbeschäftigte ver-
wendet werden, wenn sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Polizeiorganisationsgesetzes am 18. Mai 1991 im Voll-
zugsdienst tätig waren und in das Beamtenverhältnis aus 
von ihnen nicht zu vertretenden Gründen nicht übernom-
men werden konnten.

(2) Dienstkräfte der Polizei dürfen sich während des Diens-
tes in Dienst- oder Unterkunftsräumen oder in Dienstklei-
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dung parteipolitisch nicht betätigen. In Dienstkleidung dür-
fen sie politische Veranstaltungen nur dienstlich besuchen. 
Politische Abzeichen dürfen während des Dienstes an der 
Dienstkleidung nicht getragen werden.

§ 10 
Zusammenarbeit mit den Ordnungsbehörden

(1) Die Dienststellen der Polizei haben miteinander und mit 
anderen Stellen, denen die Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung obliegt, zusammen-
zuarbeiten und die zuständigen Behörden zu unterrichten.

(2) Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften, insbesonde-
re des Gerichtsverfassungsgesetzes, der Strafprozessord-
nung und des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, können 
die Ordnungsbehörden der allgemeinen inneren Verwal-
tung der Landespolizeidirektion und den ihr nachgeord-
neten Behörden Weisungen im polizeilichen Aufgabenbe-
reich, soweit es die eigene Zuständigkeit betrifft, erteilen.

(3) Weisungen nach Absatz 2 sind jeweils an die unters-
te Polizeibehörde zu richten, deren Dienstbereich für den 
Vollzug der Weisungen ausreicht. Satz 1 gilt nicht für Wei-
sungen des für die Polizei zuständigen Ministeriums und 
des Landesverwaltungsamts.

§ 11
Besondere Zuständigkeiten

(1) Die Polizei darf außerhalb Thüringens nur tätig werden:
1. auf Anforderung eines anderen Landes mit Zustim-

mung des für die Polizei zuständigen Ministeriums un-
ter den Voraussetzungen des Artikels 35 Abs. 2 Satz 2 
des Grundgesetzes und in den Fällen des Artikels 35 
Abs. 3 Satz 1 und des Artikels 91 Abs. 1 des Grund-
gesetzes,

2. auf Weisung der Bundesregierung in den Fällen des Ar-
tikels 35 Abs. 3 Satz 1 und des Artikels 91 Abs. 2 des 
Grundgesetzes,

3. aufgrund einer Vereinbarung des für die Polizei zustän-
digen Ministeriums mit einem anderen Land in beson-
deren Fällen der Strafverfolgung sowie

4. in anderen durch Bundesrecht oder das Recht ande-
rer Bundesländer vorgesehenen Fällen.

(2) Außerhalb der Bundesrepublik Deutschland dürfen 
Dienstkräfte der Polizei nur tätig werden, soweit völker-
rechtliche Vereinbarungen dies vorsehen oder das für die 
Polizei zuständige Ministerium im Einvernehmen mit den 
zuständigen Stellen des anderen Staates einem Einsatz 
im Ausland allgemein oder im Einzelfall zustimmt.

§ 12
Dienstkräfte anderer Länder, des Bundes 

und anderer Staaten

(1) Die Anforderung polizeilicher Dienstkräfte anderer 
Länder und des Bundes zur Abwehr einer drohenden Ge-
fahr für den Bestand oder die freiheitliche demokratische 
Grundordnung des Bundes oder des Landes (Artikel 91 
Abs. 1 des Grundgesetzes) ist dem Ministerpräsidenten 
vorbehalten.

(2) Polizeiliche Dienstkräfte eines anderen Landes oder des 
Bundes dürfen, außer im Fall des Artikels 91 des Grundge-
setzes, in Thüringen polizeiliche Aufgaben wahrnehmen:
1. vorübergehend in Einzelfällen auf Anforderung oder mit 

Zustimmung des für die Polizei zuständigen Ministeri-
ums, insbesondere zur Hilfe bei einer Naturkatastro-
phe oder bei einem besonders schweren Unglücksfall 
(Artikel 35 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 Satz 1 des Grund-
gesetzes),

2. zur Abwehr einer gegenwärtigen erheblichen Gefahr, 
zur Verfolgung von Straftaten auf frischer Tat sowie zur 
Verfolgung und Wiederergreifung Entwichener, wenn 
die zuständige Polizei die erforderlichen Maßnahmen 
nicht rechtzeitig treffen kann,

3. zum Gefangenentransport,
4. in den durch Verwaltungsabkommen mit einem ande-

ren Bundesland geregelten Fällen auf dem Gebiet der 
Strafverfolgung, der Erfüllung polizeilicher Verkehrs-
aufgaben und sonstiger polizeilicher Zusammenarbeit.

(3) Werden polizeiliche Dienstkräfte eines anderen Landes 
oder des Bundes nach Absatz 2 tätig, haben sie die glei-
chen Befugnisse wie die Thüringer Polizei. Ihre Maßnah-
men gelten als Maßnahmen derjenigen Polizeidienststelle, 
in deren örtlichem und sachlichem Dienstbereich sie tä-
tig geworden sind; sie unterliegen insoweit deren Weisun-
gen. In den Fällen des Absatzes 2 Nr. 2 und 4 ist die zu-
ständige Polizeidienststelle unverzüglich zu unterrichten.

(4) Die Absätze 2 und 3 gelten für Bedienstete ausländi-
scher Polizeidienststellen entsprechend, soweit völker-
rechtliche Verträge dies vorsehen oder das für die Polizei 
zuständige Ministerium Amtshandlungen dieser Polizei-
dienststellen allgemein oder im Einzelfall zustimmt. Die 
Bestimmungen der internationalen Rechtshilfe in Strafsa-
chen bleiben unberührt.

§ 13
Aufsichtsbeschwerden

(1) Über Aufsichtsbeschwerden gegen Maßnahmen der 
Polizei, deren Ablehnung oder Unterlassung oder wegen 
des sonstigen Verhaltens der Polizei entscheidet
1. das für die Polizei zuständige Ministerium, wenn es die 

Beschwerde allgemein oder im Einzelfall an sich zieht,
2. die Landespolizeidirektion und das Landeskriminalamt, 

soweit sich die Beschwerde gegen deren Beschäftigte 
richtet,

3. im Übrigen die der Beschäftigungsdienststelle jeweils 
übergeordnete Behörde.

(2) Abweichend von Absatz 1 entscheidet die Staatsan-
waltschaft, wenn
1. der Beschwerdeführer geltend macht, durch eine straf-

prozessuale Maßnahme, ihre Ablehnung oder Unter-
lassung in seinen Rechten verletzt zu sein oder

2. die Beschwerde sich gegen eine Maßnahme richtet, 
die auf einer Anordnung der Staatsanwaltschaft beruht.

Die Polizei kann der Beschwerde abhelfen, wenn die Maß-
nahme nicht auf einer Anordnung der Staatsanwaltschaft 
beruht. Im Übrigen hat die Polizei die Staatsanwaltschaft 
über Aufsichtsbeschwerden in Angelegenheiten der Straf-
verfolgung, die sich nicht lediglich gegen das Verhalten 
der Polizei richten, vor der Entscheidung zu informieren.
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§ 14
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

§ 15 
Übergangsbestimmung

Die Umsetzung des § 1 Abs. 2 Nummer 4 betreffend die 
Autobahnpolizeiinspektion und des § 5 Abs. 3 hat spätes-
tens bis zum 31. Dezember 2012 zu erfolgen. Bis zur Um-
setzung im Sinne des Satzes 1 bestehen die Verkehrspo-
lizeiinspektionen fort.

Artikel 2
Änderung des Polizeiaufgabengesetzes

Das Polizeiaufgabengesetz vom 4. Juni 1992 (GVBl. 
S. 199), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
9. September 2010 (GVBl. S. 291), wird wie folgt geändert:

1. § 34 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Der Einsatz von besonderen Mitteln nach Absatz 1, 
ausgenommen die Anfertigung von Bildaufnahmen, 
darf nur vom Leiter der Landespolizeidirektion oder 
vom Leiter des Landeskriminalamts oder von einem 
besonders beauftragten Beamten des höheren Poli-
zeivollzugsdienstes angeordnet werden." 

2. § 34 a Abs. 5 Satz 1 und 2 erhält folgende Fassung:

"Eine Maßnahme nach den Absätzen 1 bis 4 darf nur 
auf Antrag des Leiters der Landespolizeidirektion oder 
des Leiters des Landeskriminalamts oder, bei deren 
jeweiliger Verhinderung, eines besonders beauftrag-
ten Beamten des höheren Polizeivollzugsdienstes 
durch den Richter angeordnet werden. Soweit Maß-
nahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3, Absatz 2 
Satz 1 Nr. 2 und 3, Absatz 3 Satz 2 sowie nach Ab-
satz 4 erforderlich sind, können bei Gefahr im Verzug 
die in Satz 1 genannten Behördenleiter oder, bei de-
ren jeweiliger Verhinderung, ein besonders beauftrag-
ter Beamter des höheren Polizeivollzugsdienstes die 
Anordnung treffen."

3. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Die Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

"Maßnahmen nach Absatz 1 dürfen nur auf An-
trag des Leiters der Landespolizeidirektion oder 
des Leiters des Landeskriminalamts oder ei-
nes besonders beauftragten Beamten des hö-
heren Polizeivollzugsdienstes durch den Rich-
ter angeordnet werden. Bei Gefahr im Verzug 
können die in Satz 1 genannten Behördenlei-
ter oder, bei deren jeweiliger Verhinderung, ein 
besonders beauftragter Beamter des höheren 
Polizeivollzugsdienstes die Anordnung treffen."

bb) In Satz 4 werden die Worte "eines Behörden-
leiters" gestrichen.

b) Absatz 8 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Anordnung eines verdeckten Einsatzes tech-
nischer Mittel in oder aus Wohnungen ausschließ-
lich zum Schutz der bei einem polizeilichen Einsatz 
tätigen Personen treffen die in Absatz 4 Satz 1 ge-
nannten Behördenleiter oder, bei deren jeweiliger 
Verhinderung, ein besonders beauftragter Beamter 
des höheren Polizeivollzugsdienstes."

4. § 37 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Ausschreibung darf nur durch den Leiter der Lan-
despolizeidirektion oder den Leiter des Landeskri-
minalamts oder von einem besonders beauftragten 
Beamten des höheren Polizeivollzugsdienstes ange-
ordnet werden."

5. § 44 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Rasterfahndung darf nur durch den Leiter der Lan-
despolizeidirektion oder den Leiter des Landeskriminal-
amts mit Zustimmung des für die Polizei zuständigen 
Ministeriums angeordnet werden."

6.  In § 67 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 11 Abs. 1 oder 3 
des Polizeiorganisationsgesetzes" durch die Verwei-
sung "§ 12 Abs. 1 oder 2 des Polizeiorganisationsge-
setzes" ersetzt.

Artikel 3
Änderung des Thüringer Personalvertretungsgesetzes

§ 90 Abs. 1 des Thüringer Personalvertretungsgesetzes 
in der Fassung vom 14. September 2001 (GVBl. S. 225), 
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezem-
ber 2010 (GVBl. S. 537) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1.  Nummer 1 erhält folgende Fassung:

"1.  Das Landeskriminalamt, die Landespolizeidirekti-
on, die Autobahnpolizeiinspektion mit ihren nach-
geordneten Dienststellen, die Bereitschaftspolizei, 
jede Landespolizeiinspektion mit ihren nachgeord-
neten Dienststellen, die Fachhochschule für öffent-
liche Verwaltung, Fachbereich Polizei, und das Bil-
dungszentrum sind jeweils eine Dienststelle im 
Sinne dieses Gesetzes."

2. Nummer 2 erhält folgende Fassung:

"2. § 6 Abs. 3 fi ndet keine Anwendung."

3.  Nummer 4 erhält folgende Fassung:

"4.  Die Beschäftigten der Landespolizeidirektion und 
der ihr nachgeordneten Dienststellen wählen einen 
Bezirkspersonalrat in der Landespolizeidirektion."
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Artikel 4
Änderung des Thüringer Beamtengesetzes

Nach § 48 Abs. 1 Nr. 7 des Thüringer Beamtengesetzes 
vom 20. März 2009 (GVBl. S. 238), das zuletzt durch Arti-
kel 1 des Gesetzes vom 22. September 2011 (GVBl. S. 233) 
geändert worden ist, wird folgende Nummer 8 eingefügt:

"8. den Präsidenten der Landespolizeidirektion,"

Artikel 5 
Änderung der Thüringer Verordnung über 

Zuständigkeiten für die Verfolgung und 
Ahndung von Verkehrsordnungswidrigkeiten

In § 1 Abs. 1 bis 3 der Thüringer Verordnung über Zustän-
digkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Verkehrsord-
nungswidrigkeiten vom 21. April 1998 (GVBl. S. 149), die 
durch Artikel 2 der Verordnung vom 15. April 2008 (GVBl. 
S. 105) geändert worden ist, werden jeweils die Worte "Po-
lizeidirektion Nordhausen" durch das Wort "Landespolizei-
direktion" ersetzt.

Artikel 6
Änderung der Thüringer Verordnung zur 
Übertragung von Ermächtigungen und 
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet 

des Straßenverkehrsrechts 

In § 1 Abs. 3 und § 8 Abs. 2 der Thüringer Verordnung zur 
Übertragung von Ermächtigungen und über Zuständigkei-
ten auf dem Gebiet des Straßenverkehrsrechts vom 13. Fe-
bruar 2007 (GVBl. S. 11), die zuletzt durch Verordnung vom 
23. September 2009 (GVBl. S. 753) geändert worden ist, 
werden jeweils die Worte "Polizeidirektion Nordhausen" 
durch das Wort "Landespolizeidirektion" ersetzt. 

Artikel 7
Änderung der Thüringer Berufskraftfahrer-
Qualifi kations-Zuständigkeitsverordnung

In § 1 Abs. 3 der Thüringer Berufskraftfahrer-Qualifi ka-
tions-Zuständigkeitsverordnung vom 14. März 2008 (GVBl. 
S. 66), die durch Artikel 4 der Verordnung vom 15. April 
2008 (GVBl. S. 105) geändert worden ist, werden die Wor-
te "Polizeidirektion Nordhausen" durch das Wort "Landes-
polizeidirektion" ersetzt. 

Artikel 8
Änderung der Anordnung zur Aufl ösung des 

Polizeiverwaltungsamts und Thüringer Verordnung 
zur Bestimmung von Zuständigkeiten und 

zur Übertragung einer Ermächtigung

Die Anordnung zur Aufl ösung des Polizeiverwaltungsamts 
und Thüringer Verordnung zur Bestimmung von Zustän-

digkeiten und zur Übertragung einer Ermächtigung vom 
15. April 2008 (GVBl. S. 105) wird wie folgt geändert:

1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Halbsatz 1 werden die Worte "Polizei-
direktion Nordhausen" durch das Wort "Landespo-
lizeidirektion" ersetzt.

b) In den Absätzen 2 und 3 wird jeweils das Wort "Be-
reitschaftspolizei" durch das Wort "Landespolizei-
direktion" ersetzt.

2. § 3 wird aufgehoben.

Artikel 9
Änderung des Thüringer Besoldungsgesetzes

In der Anlage 1 des Thüringer Besoldungsgesetzes vom 
24. Juni 2008 (GVBl. S. 134, 148), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 22. September 2011 (GVBl. 
S. 233) sowie Artikel 2 und 3 des Gesetzes vom 22. Sep-
tember 2011 (GVBl. S. 235) geändert worden ist, wird die 
Besoldungsordnung B wie folgt geändert:

1. In der Besoldungsgruppe B 2 wird das Amt "Leitender 
Polizeidirektor" gestrichen.

2. Die Besoldungsgruppe B 3 wird wie folgt geändert:

a) Das Amt "Inspekteur der Polizei" wird gestrichen.

b) Dem Amt "Präsident des Landesamts für Denkmal-
pfl ege und Archäologie" wird das Amt "Vizepräsi-
dent der Landespolizeidirektion" angefügt.

3. In der Besoldungsgruppe B 6 wird nach dem Amt "Prä-
sident der Landesfi nanz direktion" das Amt "Präsident 
der Landespolizeidirektion" eingefügt.

Artikel 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2012 in Kraft.

(2) Abweichend vom Absatz 1 tritt Artikel 1 § 3 Abs. 6, § 5 
Abs. 4 und § 8 Abs. 3 am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(3) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des Gesetzes nach 
Absatz 1 tritt das Polizeiorganisationsgesetz in der Fas-
sung vom 6. Januar 1998 (GVBI. S. 1), zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. März 2008 (GVBI. 
S. 56), außer Kraft.

Erfurt, den 25. Oktober 2011
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Diezel
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Thüringer Gesetz über die Reform der Forstverwaltung
Vom 25. Oktober 2011

Inhaltsübersicht

Artikel   1 Thüringer Gesetz über die Errichtung der An-
stalt öffentlichen Rechts "ThüringenForst"

Artikel   2 Änderung des Thüringer Waldgesetzes

Artikel   3 Änderung des Thüringer Jagdgesetzes

Artikel   4 Änderung des Thüringer Gesetzes für Natur 
und Landschaft

Artikel   5 Änderung des Thüringer Gesetzes über den 
Nationalpark Hainich

Artikel   6 Änderung des Thüringer Gesetzes zur Förde-
rung der Land- und Forstwirtschaft sowie des 
Gartenbaus

Artikel   7 Änderung des Thüringer Personalvertretungs-
gesetzes

Artikel   8 Änderung der Thüringer Zuständigkeitsver-
ordnung Bezüge

Artikel   9 Änderung der Ersten Durchführungsverord-
nung zum Thüringer Waldgesetz

Artikel 10 Änderung der Zweiten Durchführungsverord-
nung zum Thüringer Waldgesetz

Artikel 11 Änderung der Dritten Durchführungsverord-
nung zum Thüringer Waldgesetz

Artikel 12 Änderung der Fünften Durchführungsverord-
nung zum Thüringer Waldgesetz

Artikel 13 Änderung der Sechsten Durchführungsver-
ordnung zum Thüringer Waldgesetz

Artikel 14 Änderung der Siebenten Durchführungsver-
ordnung zum Thüringer Waldgesetz

Artikel 15 Änderung der Thüringer Dienstkleidungsver-
ordnung Forst 

Artikel 16 Änderung der Thüringer Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den höheren Dienst in 
der Forstverwaltung

Artikel 17 Änderung der Thüringer Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den gehobenen techni-
schen Forstdienst

Artikel 18 Änderung der Thüringer Verordnung über die 
Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft

Artikel 19 Änderung der Thüringer Landwirtschaftssach-
verständigenverordnung 

Artikel 20 Änderung der Thüringer Verordnung über die 
nach Landesrecht zuständigen Stellen und 
zur Übertragung einer Ermächtigung nach 
dem Forstvermehrungsgutgesetz

Artikel 21 Änderung der Thüringer Verordnung über 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Berufs-
ausbildung

Artikel 22 Änderung der Thüringer Verordnung über 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Land-, 
Ernährungs- und Forstwirtschaft

Artikel 23 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Thüringer Gesetz 

über die Errichtung der Anstalt öffentlichen Rechts 
"ThüringenForst"

Inhaltsübersicht

Präambel

Erster Abschnitt
Errichtung, Rechtsform, Aufgaben, Aufbau, 

Aufsicht, Sitz

§ 1 Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz
§ 2 Aufgaben, Aufbau
§ 3 Aufsicht
§ 4 Träger, Gewährträgerhaftung

Zweiter Abschnitt
Organisation

§ 5 Satzung
§ 6 Organe
§ 7 Aufgaben des Verwaltungsrates
§ 8 Aufgaben des Vorstandes
§ 9 Beirat
§ 10 Rechte des Gewährträgers

Dritter Abschnitt
Vermögen, Wirtschaftsführung, Finanzierung, 

Rücklagen, Rechnungswesen, Prüfung

§ 11 Vermögen, Forstgrundstock
§ 12 Wirtschaftsführung, Finanzierung, Rücklagen
§ 13 Geschäftsjahr, Rechnungswesen und Jahres-

abschluss
§ 14 Unentgeltlichkeit staatlicher Leistungen, Gebüh-

ren- und Abgabenfreiheit

Vierter Abschnitt
Personal

§ 15 Dienstherrnfähigkeit, Tariffähigkeit, Zuständig-
keit der Landesfi nanzdirektion
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§ 16 Oberste Dienstbehörde, Vorverfahren
§ 17 Überleitung des Personals, Rückkehrrecht

Fünfter Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 18 Verwaltungsverfahren, Klageverfahren, Rechts-
übergang

§ 19 Wahlen
§ 20 Umstellung der Buchführung
§ 21 Aufl ösung
§ 22 Gleichstellungsbestimmung

Präambel

Wald übt auf die ihn umgebende Landschaft, den Men-
schen, den Boden, das Wasser und die Luft sowie auf die 
Tier- und Pfl anzenwelt eine bedeutende Wirkung aus. Im 
Bewusstsein seiner Verantwortung für das öffentliche Gut 
Wald mit seinen Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen 
sowie seiner Bedeutung für den Naturschutz und die Land-
schaftspfl ege, von dem Willen getragen, diese Funktionen 
gleichberechtigt neben- und miteinander zu gewährleisten, 
hat sich der Thüringer Landtag dieses Gesetz gegeben.
Dieses Gesetz dient auch dazu, das Gemeinschaftsforst-
amt in Thüringen dauerhaft zu erhalten und den Rahmen 
für die notwendigen Maßnahmen zum Erhalt und zur Meh-
rung des Staats-, Kommunal- und des Privatwaldes, wie 
zum Beispiel Waldumbaumaßnahmen auf einer Fläche von 
mehr als 100 000 Hektar, zu setzen. Um die hohe Bedeu-
tung des Naturschutzes im Freistaat Thüringen angemes-
sen zu würdigen, werden zudem bis Ende 2012  25 000 
Hektar Wald identifi ziert und danach forst- und naturschutz-
fachlich so gesichert, dass spätestens 2029 die notwen-
digen Waldumbaumaßnahmen abgeschlossen und die 
forstwirtschaftliche Nutzung beendet sein werden.

Erster Abschnitt 
Errichtung, Rechtsform, Aufgaben, Aufbau, 

Aufsicht, Sitz 

§ 1
Errichtung, Rechtsform, Name, Sitz

Das Land errichtet zur Wahrnehmung der Aufgaben der 
Landesforstverwaltung eine rechtsfähige Anstalt des öffent-
lichen Rechts unter Beibehaltung der Organisationsform 
des Gemeinschaftsforstamtes. Sie führt den Namen "Thü-
ringenForst - Anstalt öffentlichen Rechts" (Landesforstan-
stalt) und hat ihren Sitz in Erfurt. Die Landesforstanstalt ist 
berechtigt, das Landessiegel mit Namenszusatz zu führen.

§ 2
Aufgaben, Aufbau

(1) Die Landesforstanstalt übernimmt die Aufgaben der 
Thüringer Landesanstalt für Wald, Jagd und Fischerei, der 
staatlichen Forstämter sowie Teile von Aufgaben des Thü-
ringer Ministeriums für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt 
und Naturschutz nach Maßgabe der Artikel 2 bis 7 und 9 
bis 22 des Thüringer Gesetzes über die Reform der Forst-
verwaltung vom 25. Oktober 2011 (GVBl. S. 274). 

(2) Die Landesforstanstalt bewirtschaftet den ihr übertra-
genen Staatswald als betriebliche Aufgabe nach Maßgabe 
des Thüringer Waldgesetzes unter besonderer Beachtung 
der Allgemeinwohlbelange. Sie kann zur Wahrnehmung 
dieser Aufgaben Dritte beauftragen.

(3) Die Landesforstanstalt kann Geschäfte jeder Art täti-
gen, die unmittelbar oder mittelbar der Erfüllung ihrer Auf-
gaben dienen. Beteiligungen an anderen Unternehmen 
gleicher oder verwandter Art sowie die Gründung oder 
der Erwerb solcher Unternehmen sind nur zulässig, wenn 
sich der angestrebte Zweck nicht besser oder wirtschaft-
licher auf andere Weise erreichen lässt. Dabei ist die Ein-
zahlungsverpfl ichtung der Landesforstanstalt auf einen 
bestimmten Betrag zu begrenzen. Darüber hinausgehen-
de Nachschussverpfl ichtungen oder Haftungsansprüche 
sind auszuschließen. 

(4) Die Landesforstanstalt nimmt insbesondere folgende 
hoheitliche Aufgaben wahr:
1. alle Aufgaben der unteren Forstbehörde nach dem Thü-

ringer Waldgesetz, 
2. Förderung des Privat- und Körperschaftswaldes,
3. Vorbereitung der forstlichen Rahmenplanung,
4. Standorterkundung, Waldbiotop- und Naturraumkartie-

rung sowie das forstliche Monitoring,
5. Durchführung des forstlichen Forschungs- und Ver-

suchswesens,
6. Führung des Waldverzeichnisses,
7. Durchführung von forstrechtlichen Verwaltungsverfahren 

nach dem Thüringer Waldgesetz,
8. Ausübung der Forstaufsicht sowie des Wald- und des 

Forstschutzes,
9. Wahrnehmung von Vollzugsaufgaben nach dem Thü-

ringer Gesetz für Natur und Landschaft, 
10. Durchführung und Unterstützung von Maßnahmen der 

Waldpädagogik, der Natur- und Umweltbildung, insbe-
sondere durch Erhalt der waldpädagogischen Weiter-
bildung in Form der Waldjugendheime,

11. Waldtourismus zur Förderung des ländlichen Raumes 
sowie Umsetzung des Projektes "Forsten und Touris-
mus",

12. Laufbahnausbildung des gehobenen und des höheren 
Forstdienstes,

13. Berufsausbildung zum Forstwirt und Forstwirtschafts-
meister,

14. Beratung des Landes als fachkundige Stelle in Fragen 
des Forst- und Jagdwesens sowie der Fischerei. 

(5) Sofern der Landesforstanstalt weitere hoheitliche Auf-
gaben durch Gesetz oder auf der Grundlage eines Geset-
zes übertragen werden, ist eine kostendeckende Finanz-
zuführung zu gewährleisten.

(6) § 112 Abs. 2 der Thüringer Landeshaushaltsordnung 
fi ndet auf die Landesforstanstalt Anwendung.

(7) Zur Landesforstanstalt gehören neben ihren Organen 
nach § 6 Abs. 1 die Forstämter mit Revieren und Sonder-
funktionen sowie die Landesanstalt für Wald, Jagd und 
Fischerei, die in ein Service- und Kompetenzzentrum der 
Landesforstanstalt überführt wird. Bei der Landesforstan-
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stalt wird eine Zentrale eingerichtet. Näheres zur inneren 
Organisation der Landesforstanstalt regelt die Satzung. 

§ 3
Aufsicht

(1) Die Landesforstanstalt untersteht der Rechts- und Fach-
aufsicht des für Forsten, Jagd und Fischerei zuständigen 
Ministeriums (Aufsichtsbehörde). Die Ausübung der Fach-
aufsicht ist auf hoheitliche Aufgaben beschränkt.

(2) Stellt die Aufsichtsbehörde fest, dass die Landesforstan-
stalt Aufgaben nicht oder nur ungenügend erfüllt, kann die 
Aufsichtsbehörde diese Aufgaben auf Kosten der Landes-
forstanstalt selbst durchführen oder durch einen Beauftrag-
ten auf Kosten der Landesforstanstalt durchführen lassen.

§ 4 
Träger, Gewährträgerhaftung

(1) Träger der Landesforstanstalt ist das Land.

(2) Das Land haftet für Verbindlichkeiten der Landesforst-
anstalt Dritten gegenüber unbeschränkt, wenn und soweit 
Befriedigung aus dem Finanzvermögen der Landesforst-
anstalt nicht erlangt werden kann. Das Land haftet nicht 
für Verbindlichkeiten von oder gegen Tochtergesellschaf-
ten und Beteiligungen. 

Zweiter Abschnitt
Organisation

§ 5
Satzung

(1) Die Landesforstanstalt gibt sich eine Satzung.

(2) Die Satzung bestimmt, soweit nicht durch dieses Ge-
setz geregelt, insbesondere 
1. den Aufbau und die innere Organisation der Landes-

forstanstalt, 
2. die Rechte und Pfl ichten ihrer Organe, 
3. die Anforderungen an das Rechnungswesen sowie die 

Wirtschafts- und Finanzplanung, 
4. die Geschäftsverteilung, 
5. die Vertretungsbefugnisse, 
6. die Befugnisse und Pfl ichten des Vorstandes, 
7. die Beschlussfassung des Verwaltungsrates sowie
8. die Aufwandsentschädigung der Mitglieder des Verwal-

tungsrates.

(3) Die Satzung und deren Änderungen bedürfen der Ge-
nehmigung durch den Gewährträger nach § 4 und sind im 
Thüringer Staatsanzeiger zu veröffentlichen.

§ 6 
Organe

(1) Organe der Landesforstanstalt sind der Verwaltungs-
rat, der Beirat und der Vorstand. 

(2) Der Verwaltungsrat besteht aus zehn ständigen Mit-
gliedern. Diese sind:

1. vier von dem für Forsten zuständigen Ministerium zu 
entsendende Vertreter, darunter der Vorsitzende und 
der stellvertretende Vorsitzende,

2. zwei Mitglieder des Thüringer Landtages,
3. ein von dem für Finanzen zuständigen Ministerium zu 

entsendender Vertreter, 
4. zwei von der Personalvertretung der Landesforstan-

stalt zu entsendende Bedienstete, die nicht dem Vor-
stand angehören,

5. ein von dem für Forsten zuständigen Ministerium zu 
entsendendes, nicht zur Landesverwaltung gehören-
des Mitglied mit forstfachlichem oder kaufmännischem 
Sachverstand.

Für die nach Satz 2 Nr. 1 und 3 entsandten Mitglieder des 
Verwaltungsrates kann jeweils ein Stellvertreter bestellt 
werden. Die Bestimmungen für Verwaltungsratsmitglie-
der gelten für Stellvertreter entsprechend. Die Mitglieder 
des Thüringer Landtages werden von diesem für die Dau-
er einer Legislaturperiode in den Verwaltungsrat gewählt.

(3) Die Amtszeit des Verwaltungsrates beträgt fünf Jahre. 
Sie beginnt jeweils am 1. Januar und endet am 31. De-
zember. Abweichend hiervon beginnt die erste Amtszeit mit 
Gründung der Landesforstanstalt und endet am 31. De-
zember 2016. Solange für eine neue Amtszeit noch kein 
Nachfolger bestellt ist, bleibt das bisherige Verwaltungs-
ratsmitglied in der neuen Amtszeit mit allen Rechten und 
Pfl ichten im Amt. Wird ein Mitglied in der laufenden Amts-
zeit des Verwaltungsrates entsendet, gilt die Entsendung 
für die verbleibende Amtszeit. Wiederholte Entsendungen 
sowie Abberufungen sind zulässig.

(4) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind ehrenamt-
lich tätig. Den mit ihrer Tätigkeit verbundenen notwendi-
gen Aufwand trägt die Landesforstanstalt. Jedes Mitglied 
kann sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber der 
Landesforstanstalt unter Wahrung einer Frist von einem 
Monat niederlegen. Die Mitgliedschaft im Verwaltungsrat 
endet ferner mit dem Ausscheiden aus demjenigen Amt, 
auf dessen Grundlage das Mitglied entsendet wurde. Ein 
Mitglied des Thüringer Landtages scheidet mit dem Ver-
lust seines Mandates aus dem Verwaltungsrat aus. Die 
Aufsichtsbehörde, der Gewährträger und der Vorsitzende 
des Verwaltungsrates sind durch den Vorstand unverzüg-
lich zu informieren.

(5) Der Vorstand besteht aus zwei Personen und wird 
durch den Verwaltungsrat mit Zustimmung des Gewähr-
trägers bestellt und abberufen. Die Bestellung erfolgt für 
je höchstens fünf Jahre. Eine wiederholte Bestellung ist 
frühestens ein Jahr vor Ablauf der Amtszeit zulässig. Im 
Vorstand muss besonderer forstfachlicher Sachverstand 
vertreten sein.

(6) Die Mitglieder des Vorstandes und des Verwaltungs-
rates, einschließlich deren Stellvertreter sowie alle bei der 
Landesforstanstalt und der Aufsichtsbehörde tätigen Per-
sonen sind zur Amtsverschwiegenheit verpfl ichtet. Sie dür-
fen auch nach ihrem Ausscheiden weder vor Gericht noch 
außergerichtlich über Vorgänge, die ihnen im Zusammen-
hang mit ihrer Tätigkeit oder in ihrer Eigenschaft als Mitglied 
des Vorstandes oder Verwaltungsrates bekannt geworden 
sind, ohne Genehmigung aussagen oder Erklärungen ab-
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geben. Personen, die zu den Sitzungen hinzugezogen wer-
den, sind ebenfalls zur Verschwiegenheit zu verpfl ichten.

(7) Die Aussagegenehmigung erteilt den Mitgliedern des 
Vorstandes, des Verwaltungsrates, einschließlich deren 
Stellvertretern, den bei der Aufsichtsbehörde tätigen Per-
sonen sowie den Personen nach Absatz 6 Satz 3 die Auf-
sichtsbehörde. Über die Versagung der Genehmigung 
entscheidet die Aufsichtsbehörde unter entsprechender 
Anwendung der §§ 63 und 64 des Thüringer Beamtenge-
setzes (ThürBG).

(8) Unabhängig von den Regelungen nach Absatz 7 dür-
fen im Interesse von Antragstellern und Kunden Tatsa-
chen, die der Landesforstanstalt ausschließlich aufgrund 
der Geschäftsverbindung anvertraut oder zugänglich ge-
macht wurden, nicht unbefugt offenbart werden.

§ 7 
Aufgaben des Verwaltungsrates

(1) Der Verwaltungsrat beschließt die Leitlinien für die Tä-
tigkeit der Landesforstanstalt sowie über deren forstpoli-
tische Grundsatzangelegenheiten. Er beschließt die Sat-
zung sowie deren Änderungen und gibt sich und dem 
Vorstand eine Geschäftsordnung. Er kann von diesem je-
derzeit einen Bericht über die Angelegenheiten der Lan-
desforstanstalt verlangen, Unterlagen einsehen und prüfen 
sowie Besichtigungen vornehmen. In begründeten Einzel-
fällen kann er damit auch einzelne Mitglieder des Verwal-
tungsrates oder Sachverständige beauftragen. Der Vor-
sitzende oder in seinem Auftrag der Vorstand lädt zu den 
Sitzungen des Verwaltungsrates ein.

(2) Der Verwaltungsrat entscheidet weiterhin über:
1. die Dienstverhältnisse der Vorstandsmitglieder sowie 

deren Bestellung und Abberufung,
2. die Ernennung von Beamten ab Besoldungsgruppe 

A 15 und die Versetzung von Beamten in den Ruhe-
stand,

3. den Wirtschaftsplan (Erfolgs-, Finanz- und Stellenplan) 
einschließlich dessen Änderungen sowie die Verwen-
dung von Überschüssen und die Bildung von Rückla-
gen,

4. den Jahresabschluss mit dem Jahresbericht,
5. die Entlastung des Vorstandes,
6. die Führung von Rechtsstreitigkeiten, deren Streitwert 

eine Million Euro übersteigt,
7. die Vergabe von Aufträgen mit einem Nettowert von 

über einer Million Euro, 
8. den Erwerb und die Veräußerung von Beteiligungen 

mit einem Wert von mehr als einer Million Euro, 
9. die Gründung oder den Erwerb von Unternehmen nach 

§ 2 Abs. 3,
10. die Aufnahme von Krediten mit einem Wert von über 

einer Million Euro nach § 12 Abs. 5 im Einzelfall, 
11. die Bestellung und Beauftragung eines Abschlussprü-

fers, 
12. den Abschluss von Verwaltungsvereinbarungen,
13. die Zahlung von Abfi ndungen sowie den Abschluss von 

Honorarverträgen, sofern eine in der Satzung festge-
setzte Grenze überschritten wird sowie

14. den Abschluss oder die Änderung von Tarifverträgen, 
allgemeine Vergütungs- und Sozialregelungen, insbe-
sondere Bildung von Unterstützungsfonds für regel-
mäßig wiederkehrende Leistungen, auch in Form von 
Versicherungsabschlüssen, ferner andere außertarif-
vertragliche Zuwendungen an die Arbeitnehmer.

Der Verwaltungsrat kann sich weitere Entscheidungen vor-
behalten. Er kann widerrufl ich die Zustimmung zu einem 
bestimmten Kreis von Geschäften allgemein oder für den 
Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Bedingun-
gen genügt, im Voraus erteilen.

(3) Der Verwaltungsrat ist mit der Mehrheit seiner Mitglie-
der, darunter der Vorsitzende und das Mitglied nach § 6 
Abs. 2 Satz 2 Nr. 3, in deren Abwesenheit ihre Stellver-
treter, beschlussfähig. Der Verwaltungsrat fasst seine Be-
schlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 
Vorsitzenden. Bei Beschlüssen nach Absatz 2 kann der 
Vorsitzende, in dessen Abwesenheit sein Stellvertreter, 
nicht überstimmt werden.

(4) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates berichtet einmal 
im Jahr gegenüber dem für Forsten zuständigen Ausschuss 
des Thüringer Landtages über die Ergebnisse und aktuel-
len Entwicklungen in der Landesforstanstalt.

§ 8 
Aufgaben des Vorstandes

(1) Der Vorstand vertritt die Landesforstanstalt gerichtlich 
und außergerichtlich, soweit nicht gesetzlich etwas an-
deres geregelt ist. Näheres regelt die Satzung. Den Vor-
standsmitgliedern gegenüber vertritt der Verwaltungsrats-
vorsitzende die Landesforstanstalt.

(2) Der Vorstand führt die Geschäfte der Landesforstan-
stalt nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Spar-
samkeit mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns im 
Rahmen der Geschäftsordnung und der Beschlüsse des 
Verwaltungsrates. Der Vorstand ist für alle Angelegenhei-
ten der Landesforstanstalt zuständig, die nicht nach die-
sem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes dem Verwal-
tungsrat zugewiesen sind.

(3) An den Sitzungen des Verwaltungsrates nimmt der Vor-
stand teil, soweit der Verwaltungsrat nichts anderes be-
stimmt. Der Vorstand hat dem Verwaltungsrat und dessen 
Vorsitzendem in allen Angelegenheiten auf Anforderung 
Auskunft zu geben und sie über alle wichtigen Vorgän-
ge rechtzeitig zu unterrichten. Der Vorstand hat dem Ver-
waltungsrat regelmäßig, mindestens vierteljährlich und im 
Übrigen nach Aufforderung, schriftlich über grundsätzliche 
Angelegenheiten sowie über den Gang der Geschäfte, ins-
besondere den Umsatz und die Lage der Landesforstan-
stalt zu berichten. Einmal jährlich ist über den Stand der Un-
ternehmensbeteiligungen zu berichten. Dem Vorsitzenden 
des Verwaltungsrates ist außerdem bei wichtigen Anlässen 
unverzüglich zu berichten. Zu der ersten Verwaltungsrats-
sitzung eines Geschäftsjahres berichtet der Vorstand über 
den Geschäftsablauf unter Gegenüberstellung der Pla-
nung des vergangenen Geschäftsjahres. Ferner ist dem 
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Verwaltungsrat zu seiner ersten Sitzung im Geschäftsjahr 
ein zusammenfassender Überblick über die Investitionen 
des abgelaufenen Geschäftsjahres zu geben, die nicht zu-
stimmungsbedürftig waren.

§ 9
Beirat

(1) Der Beirat der Landesforstanstalt berät den Verwal-
tungsrat und den Vorstand in allen fachlichen Belangen. 
Er kann hierzu Vorschläge und Anregungen unterbreiten. 
Über deren weitere Behandlung ist er zu informieren. 

(2) Der Beirat setzt sich aus Angehörigen von Verbän-
den und Körperschaften der nachfolgenden Bereiche zu-
sammen:
1. ein Vertreter des für Forstwirtschaft zuständigen Minis-

teriums als Vorsitzender,
2. ein Vertreter des für Naturschutz zuständigen Ministe-

riums,
3. je ein Mitglied der im Thüringer Landtag vertretenen 

Fraktionen,
4. je ein Vertreter der kommunalen Spitzenverbände,
5. je ein Vertreter des privaten und des körperschaftlichen 

Waldbesitzes,
6. ein Vertreter des Landesjagdverbandes,
7. ein Vertreter der Holzverarbeitungsindustrie, 
8. ein Vertreter der Holzbearbeitungsindustrie,
9. ein Vertreter der anerkannten Naturschutzverbände,
10. ein Vertreter der Forstwissenschaft,
11. je ein Personalvertreter der Tarifbeschäftigten und der 

Beamten.

(3) Die Mitglieder nach Nummer 3 werden von den jewei-
ligen Fraktionen für die Dauer einer Legislaturperiode in 
den Beirat entsendet. Die Mitglieder nach den Nummern 
4 bis 10 werden von den jeweiligen Verbänden und Kör-
perschaften benannt und von dem für Forsten zuständigen 
Minister in den Beirat berufen. Die Mitglieder nach Num-
mer 11 werden von der Personalvertretung der Landes-
forstanstalt entsendet.

(4) Der Beirat wird vom Beiratsvorsitzenden einberufen. 
Auf Antrag eines Viertels der Mitglieder des Beirats oder 
auf Verlangen des Vorstands oder des Verwaltungsrats 
ist er einzuberufen. 

(5) Die Tätigkeit der Mitglieder des Beirats ist ehrenamtlich.

§ 10 
Rechte des Gewährträgers

(1) Die Gewährträgerschaft des Landes wird durch das 
für Finanzen zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem für Forsten zuständigen Ministerium wahrgenommen.

(2) Beschlüsse des Verwaltungsrates nach § 7 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 1, 3, 4 und 10 bedürfen der Genehmigung des 
Gewährträgers. Der Gewährträger kann widerrufl ich die 
vorherige Zustimmung zu einem bestimmten Teil von Ge-
schäften allgemein oder im Einzelfall, auch unter Festle-
gung von Wertgrenzen, erteilen.

(3) Die Entlastung des Verwaltungsrates erteilt der Ge-
währträger.

Dritter Abschnitt
Vermögen, Wirtschaftsführung, Finanzierung, 

Rücklagen, Rechnungswesen, Prüfung

§ 11
Vermögen, Forstgrundstock

(1) Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes geht das bisher im 
Landeseigentum stehende und durch die Thüringer Lan-
desforstverwaltung verwaltete Vermögen, einschließlich 
der Grundstücke und Gebäude der Forstverwaltung, auf 
die Landesforstanstalt unentgeltlich über. Das für Forsten 
zuständige Ministerium stellt die von dem Vermögensüber-
gang betroffenen Grundstücke in einer Flurstücksliste nach 
ihrer Bezeichnung im Liegenschaftskataster und im Grund-
buch fest, übermittelt diese Liste an den für Haushalt und 
Finanzen zuständigen Ausschuss des Landtags und er-
sucht nach Inkrafttreten des Gesetzes auf der Grundla-
ge darüber erstellter Verzeichnisse das jeweils zuständi-
ge Grundbuchamt um die Berichtigung des Grundbuchs. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, weitere Flächen 
durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung der für Haus-
halt, Finanzen und Forsten zuständigen Ausschüsse des 
Landtags bedarf, auf die Landesforstanstalt zu übertra-
gen. Sie kann diese Befugnis ganz oder teilweise auf das 
für Forsten zuständige Ministerium übertragen. Die Zu-
stimmungsrechte der für Ha ushalt, Finanzen und Fors-
ten zuständigen Ausschüsse des Landtags werden da-
durch nicht berührt. 

(3) Die Landesforstanstalt gewährleistet eine nachhaltige 
Vermögensentwicklung des übertragenen Vermögens. Die 
Landesforstanstalt soll Grundstücksgeschäfte nur insoweit 
tätigen, als dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist. Zur Deckung laufender Ausgaben dürfen Grundstücke 
nicht verkauft werden. § 63 und § 64 der Thüringer Lan-
deshaushaltsordnung gelten unmittelbar. Für Grundstücks-
geschäfte nach Satz 2 ist als erheblicher Grundstückswert 
im Sinne von § 64 Abs. 2 Satz 1 der Thüringer Landes-
haushaltsordnung ein Wert von mehr als 100 000 Euro 
anzunehmen. Die Landesforstanstalt unterrichtet das für 
Forsten zuständige Ministerium und die für Haushalt, Fi-
nanzen und Forsten zuständigen Ausschüsse des Land-
tags jährlich über die Grundstücksgeschäfte im übertrage-
nen Grundstücksbestand. 

(4) Die Landesforstanstalt darf nicht verpfl ichtet werden, 
ihr Eigentum zu veräußern und den Erlös an den Landes-
haushalt abzuführen oder mit dem Veräußerungsgewinn 
Verpfl ichtungen des Landes zu erfüllen.

(5) Das Land hat einen Anspruch auf unentgeltliche Rück-
übertragung hinsichtlich der im Eigentum der Landesforst-
anstalt stehenden Grundstücke. Dieser Anspruch darf nur 
geltend gemacht werden, soweit die Grundstücke für öf-
fentliche Zwecke des Landes benötigt werden. Der Lan-
desforstanstalt sind Investitionen auf diesen Grundstücken 
wertmäßig zu erstatten. Der Rückübertragungsanspruch 
ist von der für die Aufgabe jeweils zuständigen obersten 
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Landesbehörde im Einvernehmen mit dem für Forsten zu-
ständigen Ministerium und dem für Finanzen zuständigen 
Ministerium geltend zu machen.

(6) Soweit künftig für Maßnahmen des Naturschutzes oder 
des Tourismus Flächen von der forstlichen Nutzung aus-
genommen werden, hat die Landesforstanstalt keinen An-
spruch auf Erstattung des Nutzungsausfalls gegenüber 
dem Land. 

§ 12 
Wirtschaftsführung, Finanzierung, Rücklagen

(1) Die Landesforstanstalt führt die Geschäfte nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit mit 
der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns. Bei den be-
trieblichen Aufgaben soll die Landesforstanstalt insgesamt 
mindestens Kostendeckung erreichen.

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach § 2 Abs. 2 und 
4 erhält die Landesforstanstalt eine Finanzzuführung vom 
Land. Die Finanzzuführung, die die Einnahmen und Aus-
gaben der Kapitel 09 21 bis 09 26 des Landeshaushalts 
ersetzt, beträgt für das Jahr:
1. 2012 37 302 900 Euro,
2. 2013 36 302 900 Euro,
3. 2014 35 302 900 Euro,
4. 2015 33 802 900 Euro,
5. 2016 32 302 900 Euro,
6. 2017 31 145 700 Euro,
7. 2018 30 145 700 Euro.
Zusätzlich erhält die Landesforstanstalt bis zum Jahr 2015 
Zuführungen zur Deckung der Personal- und Sachkosten 
für in die Anstalt übergeleitete Auszubildende und Anwär-
ter. Die Zuführungen sind ab dem Jahr 2018 nur noch für 
die Erfüllung der hoheitlichen Aufgaben zu verwenden. Zur 
Erhaltung von Liegenschaften erhält die Landesforstan-
stalt nach Maßgabe des Landeshaushalts zweckgebunde-
ne Zuweisungen zur Bewirtschaftung aus dem Einzelplan 
für Staatliche Hochbaumaßnahmen. 

(3) Die Landesforstanstalt wird mit eigenem Konto in das 
Liquiditätssicherungssystem des Landes integriert. 

(4) Die Landesforstanstalt soll aus Überschüssen des be-
trieblichen Bereichs eine Rücklage bilden. Die Gesamthö-
he der Rückl age soll 50 v. H. der jährlichen Aufwendungen 
im betrieblichen Bereich nicht übersteigen. Die Verwen-
dung der Rücklage regelt die Satzung.

(5) Für Investitionen kann die Landesforstanstalt Kredite bis 
zu einer Höhe von insgesamt 15 Millionen Euro aufnehmen.

(6) Vor Beginn eines jeden Geschäftsjahres erstellt der 
Vorstand einen Wirtschaftsplan. Im Wirtschaftsplan sind 
die betrieblichen Aufgaben sowie die hoheitlichen Aufga-
ben getrennt darzustellen. Der Wirtschaftsplan ist im Lau-
fe des Wirtschaftsjahres bei wesentlichen Änderungen der 
zugrunde gelegten Annahmen anzupassen.

§ 13 
Geschäftsjahr, Rechnungswesen und Jahresabschluss

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Die Landesforstanstalt führt Rechnung nach den Regeln 
der kaufmännischen doppelten Buchführung in Konten. 
Dabei ist eine Trennungsrechnung für den betrieblichen 
und den hoheitlichen Bereich zu führen. Die Bestimmun-
gen des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches über 
Buchführung, Inventar, Aufbewahrung von Unterlagen und 
Aufbewahrungsfristen fi nden entsprechende Anwendung.

(3) Der Vorstand hat in den ersten drei Monaten eines 
Geschäftsjahres für das vergangene Geschäftsjahr ei-
nen Jahresabschluss, der aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung und Anhang besteht, und einen Lagebericht 
aufzustellen und dem Abschlussprüfer unverzüglich zur 
Prüfung vorzulegen. Dem Verwaltungsrat sind diese Un-
terlagen auf Verlangen ebenfalls zu übermitteln. Die all-
gemeinen Vorschriften, die Vorschriften über Bilanz, Ge-
winn- und Verlustrechnung, Anhang sowie Lagebericht 
und Bewertungen für große Kapitalgesellschaften im Drit-
ten Buch des Handelsgesetzbuches gelten sinngemäß, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. Die Ge-
winn- und Verlustrechnung ist nach dem Gesamtkosten-
verfahren aufzustellen.

(4) Die Prüfung des Jahresabschlusses unter Einbezie-
hung der Buchführung und des Lageberichts erfolgt durch 
einen Abschlussprüfer nach den für große Kapitalgesell-
schaften geltenden Bestimmungen des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches. Die Beauftragung des Abschluss-
prüfers durch den Verwaltungsrat erfolgt im Einvernehmen 
mit der Aufsichtsbehörde. Auf die Jahresabschlussprüfung 
ist § 53 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG) vom 
19. August 1969 (BGBl. I S. 1273) in der jeweils geltenden 
Fassung entsprechend anzuwenden. Der Thüringer Rech-
nungshof hat die Rechte nach § 55 HGrG.

(5) Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lage-
bericht zusammen mit dem Bericht des Abschlussprüfers 
unverzüglich nach Eingang dem Verwaltungsrat vorzule-
gen sowie der Aufsichtsbehörde und dem Gewährträger je 
eine Abschrift zu übersenden. Der Verwaltungsrat hat den 
Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für 
die Verwendung des Jahresergebnisses unverzüglich zu 
prüfen. Über das Ergebnis seiner Prüfung hat der Verwal-
tungsrat der Aufsichtsbehörde und dem Gewährträger bis 
zum 1. August des Jahres, das auf das geprüfte Jahr folgt, 
schriftlich zu berichten.

(6) Die Verwendung der jährlichen Finanzzuführungen 
nach § 11 Abs. 2 ist gegenüber dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium und dem für Forsten zuständigen Minis-
terium nach betrieblichen sowie hoheitlichen Aufgaben ge-
trennt nachzuweisen.

(7) Die Bekanntmachungen der Landesforstanstalt wer-
den im elektronischen Bundesanzeiger veröffentlicht, so-
weit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist.

§ 14
Unentgeltlichkeit staatlicher Leistungen, Gebühren- und 

Abgabenfreiheit

(1) Bisherige Leistungen des Landes außerhalb des Haus-
haltsplans des für Forsten zuständigen Ministeriums blei-
ben so lange für die Landesforstanstalt unentgeltlich, wie 
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sie auch für Dienststellen des Landes unentgeltlich er-
bracht werden.

(2) Die aus Anlass des Vermögensübergangs auf die Lan-
desforstanstalt erforderlichen Geschäfte, einschließlich der 
erforderlichen Eintragungen in öffentliche Bücher und Re-
gister, sind von Gebühren und Abgaben des Landes sowie 
der seiner Aufsicht unterstehenden juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts befreit.

Vierter Abschnitt
Personal

§ 15
Dienstherrnfähigkeit, Tariffähigkeit, Zuständigkeit 

der Landesfi nanzdirektion

(1) Die Landesforstanstalt besitzt Dienstherrnfähigkeit 
nach § 2 Nr. 2 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG). 

(2) Die Landesforstanstalt kann im Benehmen mit dem 
für das Tarifrecht zuständigen Ministerium Tarifverträge 
schließen. 

(3) Die Landesfi nanzdirektion, Zentrale Gehaltsstelle, ist 
für die Festsetzung, Berechnung, Anordnung und Zahlung 
der Bezüge der Beamten, Tarifbeschäftigten, Auszubilden-
den und Versorgungsempfänger der Landesforstanstalt zu-
ständig. Satz 1 gilt auch für die Anerkennung von Dienst-
unfällen sowie für daraus folgende Leistungen nach den 
für die Beamten des Landes geltenden Bestimmungen so-
wie die Festsetzung, Berechnung, Anordnung und Zahlung 
der Beihilfe. Einzelheiten regelt die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung. Die Zahlung der Leistungen nach den 
Sätzen 1 bis 3 sowie die Auszahlung des Kindergeldes an 
die Bediensteten der Landesforstanstalt erfolgt durch die 
Landesfi nanzdirektion kostenfrei.

(4) Die Landesforstanstalt erstattet die von der Landesfi -
nanzdirektion, Zentrale Gehaltsstelle, verauslagten Haus-
haltsmittel mit Ausnahme der Versorgungs- und Beihilfe-
leistungen für die übergeleiteten und versetzten Beamten.

§ 16
Oberste Dienstbehörde, Vorverfahren

(1) Oberste Dienstbehörde nach § 3 Abs. 1 Nr. 2 ThürBG 
und Dienstvorgesetzter für die Vorstandsmitglieder der 
Landesforstanstalt ist der Verwaltungsrat, für die übrigen 
Beamten der Landesforstanstalt der Vorstand. Der Vor-
stand kann die sich für ihn aus Satz 1 ergebenden Befug-
nisse auf den für Personalwesen zuständigen leitenden 
Beamten der Landesforstanstalt übertragen. Die sich aus 
beamtenrechtlichen Vorschriften ergebenden Befugnisse 
zur Übertragung von Zuständigkeiten als oberste Dienst-
behörde werden nach § 127 ThürBG durch Verwaltungs-
vorschrift übertragen; die Verwaltungsvorschrift ist im Thü-
ringer Staatsanzeiger zu veröffentlichen. 

(2) Ein Vorverfahren entfällt nach § 54 Abs. 2 Satz 3 Be-
amtStG für die Beamten der Landesforstanstalt.

§ 17 
Überleitung des Personals, Rückkehrrecht

(1) Die Beamten der Landesanstalt für Wald, Jagd und Fi-
scherei sowie der staatlichen Forstämter werden mit In-
krafttreten dieses Gesetzes Beamte der Landesforstan-
stalt. Das Land trägt gegenüber der Landesforstanstalt die 
Beihilfe- und Versorgungsleistungen für diese Beamten 
sowie für diejenigen Beamten des Ministeriums für Land-
wirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz, die infolge 
des Übergangs ihrer Dienstaufgaben zur Landesforstan-
stalt versetzt werden. 

(2) Die Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse des Perso-
nals der Landesanstalt für Wald, Jagd und Fischerei sowie 
der staatlichen Forstämter gehen mit Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf die Landesforstanstalt über. Die Landes-
forstanstalt tritt ab diesem Zeitpunkt in die bestehenden 
Arbeits- und Ausbildungsverträge als Arbeitgeber ein. Für 
die Beschäftigten und Auszubildenden gelten die für das 
Land jeweils gültigen, einschlägigen tarifvertraglichen Be-
stimmungen, solange und soweit die Landesforstanstalt 
keine eigenen Tarifverträge abschließt.

(3) Die Ansprüche auf eine betriebliche Altersversorgung 
aller Beschäftigten sind zu gewährleisten. Die Landesforst-
anstalt ist verpfl ichtet, unverzüglich einen Antrag auf Be-
teiligung bei der Versorgungsanstalt des Bundes und der 
Länder für alle nach deren Satzung versicherbaren Arbeit-
nehmer zu stellen sowie die für eine Beteiligung erforder-
lichen tatsächlichen und rechtlichen Voraussetzungen zu 
schaffen und zu erhalten.

(4) Bei Ausschreibungen von Dienstposten und Planstel-
len in der Landesverwaltung werden die nach den Absät-
zen 1 und 2 übergeleiteten und versetzten Bediensteten der 
Landesforstanstalt wie Bedienstete des Landes behandelt.
 
(5) Den nach Absätzen 1 und 2 übergeleiteten Beamten 
und Tarifbeschäftigten steht ein Rückkehrrecht zum Land 
zu, falls die Landesforstanstalt oder Teile von ihr aufgelöst 
oder in eine Rechtsform mit privater Mehrheitsbeteiligung 
umgewandelt werden. In diesem Fall sind sie verpfl ichtet, 
eine gleichwertige und zumutbare andere Tätigkeit inner-
halb der Landesverwaltung zu übernehmen. 

(6) Bisherige Dienstvereinbarungen gelten bis zum Ab-
schluss neuer Vereinbarungen fort.

(7) Bei einem unmittelbaren Wechsel eines Arbeitnehmers 
oder Auszubildenden
1. vom Land zur Landesforstanstalt oder
2. von der Landesforstanstalt zum Land
werden die beim bisherigen Arbeitgeber zurückgelegten ta-
rifl ichen Beschäftigungszeiten so angerechnet, wie wenn 
sie beim neuen Arbeitgeber zurückgelegt worden wären. 

(8) Für Bedienstete, die die Landesforstanstalt nach In-
krafttreten dieses Gesetzes ein- bzw. anstellt, gilt die Re-
gelung des Absatzes 4 entsprechend. Absatz 5 gilt für diese 
Bediensteten insoweit, als die Landesforstanstalt vollstän-
dig aufgelöst wird.
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Fünfter Abschnitt
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 18 
Verwaltungsverfahren, Klageverfahren, Rechtsübergang

(1) Die bisher von dem Ministerium für Landwirtschaft, 
Forsten, Umwelt und Naturschutz, der Landesanstalt für 
Wald, Jagd und Fischerei sowie den staatlichen Forstäm-
tern in forstlichen Angelegenheiten und in Angelegenhei-
ten des auf die Landesforstanstalt übergeleiteten Personals 
geführten Verwaltungsverfahren werden von der Landes-
forstanstalt fortgeführt. Ist ein gerichtliches Klageverfahren 
anhängig, so tritt die Landesforstanstalt in die Parteistel-
lung des Landes ein. 

(2) Die Landesforstanstalt tritt in die von den in Absatz 1 
Satz 1 aufgeführten Behörden und Stellen begründeten 
Rechte und Pfl ichten, in den dort aufgeführten Angele-
genheiten, aus allen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ses Gesetzes bestehenden Verträgen, Forderungen und 
Verbindlichkeiten ein. 

(3) Bis zur Bildung des Verwaltungsrates und der Beru-
fung des Vorstandes kann ein Gründungsrat deren Aufga-
ben für die Dauer von längstens sechs Monaten wahrneh-
men. Der Gründungsrat kann einen vorläufi gen Vorstand 
bestellen und ist außer in Angelegenheiten, die der Na-
tur der Sache nach keinen Aufschub dulden, nur zu vor-
läufi gen Regelungen befugt. § 7 Abs. 1 gilt entsprechend. 
Dem Gründungsrat gehören fünf von der Aufsichtsbehör-
de im Einvernehmen mit dem Gewährträger zu entsen-
dende Vertreter sowie zwei von der zuständigen Perso-
nalvertretung zu entsendende Bedienstete, die nicht dem 
Vorstand angehören, an. § 6 Abs. 4 bis 8 sowie die §§ 7 
bis 10 gelten entsprechend. 

§ 19 
Wahlen

(1) Innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes bestellen die nach § 32 Abs. 1 Satz 2 des Thü-
ringer Personalvertretungsgesetzes (ThürPersVG) zustän-
digen Personalräte einen Wahlvorstand zur Neuwahl des 
Personalrates der Landesforstanstalt nach § 32 ThürPers-
VG. Bis zur Konstituierung des neu gewählten Personal-
rates führt der Forst-Hauptpersonalrat die Geschäfte des 
Personalrates.

(2) Bis zur Wahl der Gleichstellungsbeauftragten, der Ver-
trauensperson der schwerbehinderten Arbeitnehmer und 
der Jugend- und Auszubildendenvertretung nehmen die 
bisher im Geschäftsbereich der Landesforstverwaltung 
gewählten Vertreter deren Aufgaben wahr. Hinsichtlich 
der Bildung der neu gewählten Vertretungen gilt Absatz 1 
entsprechend.

§ 20
Umstellung der Buchführung

Die Landesforstanstalt stellt die Buchführung von der Ka-
meralistik auf die doppelte Buchführung in Konten um. 

§ 21 
Aufl ösung

Die Landesforstanstalt kann nur durch Gesetz aufgelöst 
werden. Im Fall der Aufl ösung der Landesforstanstalt fällt 
deren Vermögen an das Land.

§ 22
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz 
gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form.

Artikel 2
Änderung des Thüringer Waldgesetzes

Das Thüringer Waldgesetz in der Fassung vom 18. Sep-
tember 2008 (GVBl. S. 327) wird wie folgt geändert:

1. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 2 werden nach dem Wort "Rechts" ein 
Komma und die Worte "mit Ausnahme der Landes-
forstanstalt 'ThüringenForst - Anstalt öffentlichen 
Rechts'" eingefügt.

 
b) In Nummer 3 werden nach den Worten "Alleinei-

gentum des Landes" die Worte "oder der Landes-
forstanstalt 'ThüringenForst - Anstalt öffentlichen 
Rechts'" eingefügt.

2. In § 5 wird jeweils die Bezeichnung "Landesforstver-
waltung" durch die Bezeichnung "Landesforstanstalt" 
ersetzt. 

3. § 10 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1a Nr. 1 wird die Angabe "25. Juni 2005 
(BGBl. I S. 1757, 2797)" durch die Angabe "24. Fe-
bruar 2010 (BGBl. I S. 94)" ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 4 werden die Worte "den unteren Forst-
behörden" durch die Worte "der unteren Forst-
behörde" ersetzt.

bb) In Satz 5 werden die Worte "den unteren Forst-
behörden und" durch die Worte "der unteren 
Forstbehörde und den" ersetzt. 

4. § 11 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 3 werden die Worte "haben die unteren 
Forstbehörden" durch die Worte "hat die untere 
Forstbehörde" ersetzt.

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte "unteren Forst-
behörden können" durch die Worte "untere Forst-
behörde kann" ersetzt.

5. In § 13 Abs. 3 wird das Wort "Abfallgesetzes" durch 
die Angabe "Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
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vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705) in der je-
weils geltenden Fassung" ersetzt.

6. § 20 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden die Verweisung "§ 33 Abs. 8 
Satz 3" durch die Verweisung "§ 33 Abs. 8 Satz 2" 
und die Bezeichnung "Thüringer Landesanstalt für 
Wald, Jagd und Fischerei" durch die Bezeichnung 
"Landesforstanstalt" ersetzt.

b) Satz 2 erhält folgende Fassung:

"Ein Betriebsplan ist innerhalb von drei Monaten 
nach seiner Anzeige durch die Landesforstanstalt 
zu beanstanden, wenn er gegen Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder einer aufgrund dieses Ge-
setzes erlassenen Rechtsverordnung verstößt."

7. In § 21 Abs. 3 werden die Worte "eine örtlich zustän-
dige" durch die Worte "die untere" ersetzt.

8. In § 24 Abs. 6 Nr. 1 wird die Bezeichnung "Thüringer 
Landesanstalt für Wald, Jagd und Fischerei" durch die 
Bezeichnung "Landesforstanstalt" ersetzt.

9. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Bezeichnung "Staatsforstver-
waltung" durch die Bezeichnung "Landesforst-
anstalt" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte "örtlich zuständige" 
gestrichen.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte "den unteren 
Forstbehörden" durch die Worte "der unteren Forst-
behörde" ersetzt. 

c) In Absatz 7 wird die Bezeichnung "Staatsforstver-
waltung" durch die Bezeichnung "Landesforstan-
stalt" ersetzt. 

10. § 31 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben.

11. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Die Absätze 1 und 2 werden aufgehoben.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) Die Absatzbezeichnung "(3)" wird gestrichen.

bb) Satz 1 erhält folgende Fassung:

 "Die Landesforstanstalt bewirtschaftet den ihr 
übertragenen Staatswald in einem Forstgrund-
stock."

12. § 33 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Die Veräußerung von Körperschaftswald bedarf 
der Genehmigung der obersten Forstbehörde."

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird der Klammerzusatz "(staatliches 
Forstamt)" gestrichen. 

bb) In Satz 5 werden die Worte "dem örtlich zustän-
digen Gemeinschaftsforstamt" durch die Worte 
"der unteren Forstbehörde" ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "staatliche Bediens-
tete" durch die Worte "Bedienstete der Landes-
forstanstalt" ersetzt. 

bb) Satz 3 wird aufgehoben.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "obersten Forstbe-
hörde" durch die Bezeichnung "Landesforstan-
stalt" ersetzt.

bb) In Satz 2 werden die Worte "oberste Forstbe-
hörde" durch die Bezeichnung "Landesforstan-
stalt" ersetzt.

e) In Absatz 7 Satz 2 werden die Worte "vom örtlich 
zuständigen Forstamt" durch die Worte "von der 
unteren Forstbehörde" ersetzt.

f) Absatz 8 erhält folgende Fassung:

"(8) Die periodischen Betriebspläne werden kosten-
frei von der Landesforstanstalt aufgestellt und sind 
der Körperschaft zur Beschlussfassung vorzulegen. 
Die Landesforstanstalt kann diese Aufgabe frei be-
rufl ich tätigen Forstsachverständigen, die die Qua-
lifi kation für den höheren Forstdienst haben, über-
tragen. Die Körperschaften stellen das erforderliche 
Hilfspersonal für die Waldaufnahme."

13. In § 35 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "dem örtlich 
zuständigen Forstamt" durch die Worte "der Landes-
forstanstalt" ersetzt. 

14. In § 36 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort "zuständigen" durch 
das Wort "unteren" ersetzt. 

15. In § 57 werden die Worte "örtlich zuständigen" gestri-
chen.

16. § 59 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Nr. 2 erhält folgende Fassung:

"2. die Landesforstanstalt als untere Forstbehör-
de." 
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "oberste Forst-
behörde" durch die Bezeichnung "Landesforstan-
stalt" ersetzt.

17. § 60 wird aufgehoben.

18. § 63 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte "der Forstbe-
hörden" gestrichen.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird nach den Worten "kann die" 
das Wort "untere" eingefügt.

c) Absatz 2 wird aufgehoben.

d) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2.

19. In § 64 Abs. 3 Nr. 1 wird das Wort "Hilfsbeamten" durch 
das Wort "Ermittlungspersonen" ersetzt. 

20. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 3
Änderung des Thüringer Jagdgesetzes

Das Thüringer Jagdgesetz in der Fassung vom 28. Juni 
2006 (GVBl. S. 313) wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 werden die Worte "im Rahmen" durch die 
Worte "in Ergänzung" ersetzt.

2. In § 6 Abs. 2 Nr. 1 wird die Angabe "27. August 1997 
(BGBl. I S. 2141; 1998 I S. 137)" durch die Angabe 
"23. September 2004 (BGBl. I S. 2414)" ersetzt.

3. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

"(2) Das Land übt das Jagdrecht selbst aus, soweit 
nicht die Landesforstanstalt das Jagdrecht ausübt; 
§ 7 Abs. 2 fi ndet keine Anwendung."

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Die Landesforstanstalt erlässt im Einverneh-
men mit der obersten Jagdbehörde eine Verwal-
tungsvorschrift über die Verwaltung, die Nutzung 
und den Betrieb der Jagd in den Landesjagdbezir-
ken (Jagdnutzungsanweisung)."

4. In § 21 Abs. 3 Satz 2 wird die Verweisung "79/409 EWG" 
durch die Verweisung "2009/147/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 
über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. 
L 20 S. 7)" ersetzt.

5. In § 26 Abs. 6 Satz 1 wird die Verweisung "des § 5 
des Waffengesetzes in der Fassung vom 8. März 1976 
(BGBl. I S. 432)" durch die Verweisung "der §§ 5 und 6 
des Waffengesetzes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I 
S. 3970, 4592; 2003 I S. 1957)" ersetzt.

6. In § 29 Abs. 4 Satz 4 wird die Verweisung "79/409 EWG" 
durch die Verweisung "2009/147/EG" ersetzt.

7. In § 32 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte "den unteren 
Forstbehörden" durch die Worte "der unteren Forstbe-
hörde" ersetzt.

8. In § 33 Abs. 4 Satz 2 wird die Verweisung "79/409 EWG" 
durch die Verweisung "2009/147/EG" ersetzt.

9. § 33 a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Verweisung "79/409/EWG des 
Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der wild 
lebenden Vogelarten (Amtsblatt EG Nr. L 103 S. 1) 
in der jeweils geltenden Fassung" durch die Ver-
weisung "2009/147/EG" ersetzt.

b) In Absatz 2 wird die Verweisung "79/409/EWG" 
durch die Verweisung "2009/147/EG" ersetzt.

10. In § 48 Abs. 8 Satz 2 wird die Verweisung "§§ 731, 768 
und 791" durch die Verweisung "§§ 731 und 768" er-
setzt.

 
11. § 50 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 erhält folgende Fassung:  

"In den Landesjagdbezirken (§ 9) werden für die 
Wildbewirtschaftung, die Abschussplanung (§ 32) 
und die Verhinderung von Wildschäden auf einge-
zäunten Waldfl ächen (§ 44) die der unteren Jagd-
behörde übertragenen Zuständigkeiten durch die 
Landesforstanstalt wahrgenommen."

b) Satz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 2 und nach dem 
Wort "Zuständigkeiten" werden das Komma und 
die Worte "unter Berücksichtigung des Satzes 2," 
gestrichen.

12. In § 56 Abs. 3 Halbsatz 2 werden die Worte "oberste 
Jagdbehörde" durch die Bezeichnung "Landesforstan-
stalt" ersetzt. 

Artikel 4
Änderung des Thüringer Gesetzes für Natur 

und Landschaft

In § 24 Abs. 1 Satz 1 des Thüringer Gesetzes für Na-
tur und Landschaft in der Fassung vom 30. August 2006 
(GVBl. S. 421), das zuletzt durch Gesetz vom 9. März 2011 
(GVBl. S. 25) geändert worden ist, wird das Wort "zustän-
dige" gestrichen. 

Artikel 5
Änderung des Thüringer Gesetzes über 

den Nationalpark Hainich

Das Thüringer Gesetz über den Nationalpark Hainich vom 
19. Dezember 1997 (GVBl. S. 546), zuletzt geändert durch 
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Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2003 (GVBl. S. 393), 
wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Satz 1 wird die Zahl "7 600" durch die Zahl "7 520" 
ersetzt. 

2.  § 4 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird das Wort "Umweltausschuß" durch 
die Worte "für Naturschutz zuständigen Ausschuss" 
ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Verweisung "§ 21 des Vorläu-
fi gen Thüringer Naturschutzgesetzes (VorlThür-
NatG) vom 28. Januar 1993 (GVBl. S. 57) in der 
jeweils geltenden Fassung" durch die Verweisung 
"§ 21 des Thüringer Gesetzes für Natur und Land-
schaft (ThürNatG) in der Fassung vom 30. August 
2006 (GVBl. S. 421) in der jeweils geltenden Fas-
sung" ersetzt.

3. In § 7 Abs. 1 Satz 5 wird die Bezeichnung "Ministeriums 
für Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt" durch die 
Worte "für Forsten und Naturschutz zuständigen Minis-
teriums" ersetzt.

4. In § 15 Satz 2 wird die Bezeichnung "Minister für Land-
wirtschaft, Naturschutz und Umwelt" durch die Worte 
"für die Jagd zuständige Minister" ersetzt.

5. In § 16 wird die Verweisung "§§ 48 bis 52 VorlThür-
NatG" durch die Verweisung "§§ 48 bis 52 ThürNatG" 
ersetzt.  

6. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Bezeichnung "Ministerium für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt" durch die 
Worte "für Naturschutz zuständigen Ministerium" er-
setzt.

b) In Absatz 2 Satz 3 werden die Worte "Naturschutz- 
und der unteren Forstbehörde" durch das Wort "Na-
turschutzbehörde" ersetzt.

7.  In § 20 wird die Verweisung "§ 47 Abs. 1, 2, 4 und 5 
VorlThürNatG" durch die Verweisung "§ 47 Abs. 1, 2, 
4 und 5 ThürNatG" ersetzt.

8. In § 22 Abs. 3 wird die Verweisung "§ 54 VorlThürNatG" 
durch die Verweisung "§ 54 ThürNatG" ersetzt.

Artikel 6
Änderung des Thüringer Gesetzes zur Förderung der 

Land- und Forstwirtschaft sowie des Gartenbaus

Das Thüringer Gesetz zur Förderung der Land- und 
Forstwirtschaft sowie des Gartenbaus (ThürLwFöG) vom 
23. März 1994 (GVBl. S. 317), geändert durch Gesetz vom 
16. April 1999 (GVBl. S. 246 ), wird wie folgt geändert:

1.  In § 14 werden die Worte "der Landesanstalt für Wald 
und Forstwirtschaft und anderer ihm nachgeordneter" 
durch die Worte "der Landesforstanstalt und anderer 

ihm nachgeordneter oder seiner Aufsicht unterstehen-
den" ersetzt.

2.  In § 15 Abs. 1 werden jeweils nach dem Wort "Behör-
den" die Worte "und seiner Aufsicht unterstehenden 
Einrichtungen" eingefügt.

Artikel 7
Änderung des 

Thüringer Personalvertretungsgesetzes

Das Thüringer Personalvertretungsgesetz in der Fassung 
vom 14. September 2001 (GVBl. S. 225), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2010 
(GVBl. S. 537), wird wie folgt geändert:

1. § 86 erhält folgende Fassung:

"§ 86
Abweichungen für die Landesforstanstalt

Für die bei der Landesforstanstalt beschäftigten Wald-
arbeiter fi ndet dieses Gesetz mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass abweichend von § 29 Abs. 1 Nr. 3 und 4 die 
Mitgliedschaft im Personalrat erst bei einem endgülti-
gen Ausscheiden als Waldarbeiter erlischt."

2. Die Inhaltsübersicht wird der vorstehenden Änderung 
angepasst.

Artikel 8
Änderung der Thüringer 

Zuständigkeitsverordnung Bezüge

Die Thüringer Zuständigkeitsverordnung Bezüge vom 
14. Dezember 2009 (GVBl. S. 780), geändert durch Arti-
kel 13 des Gesetzes vom 22. Juni 2011 (GVBl. S. 99), wird 
wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 2 wird nach dem Wort "Personen" 
das Wort "und" durch ein Komma ersetzt.

bb) In Nummer 3 wird nach dem Wort "Landes" der 
Punkt durch das Wort "und" ersetzt.

cc) Folgende Nummer 4 wird angefügt:

"4. der Beamten, Tarifbeschäftigten und Versor-
gungsempfänger der Landesforstanstalt."

b) In Absatz 3 werden nach dem Wort "Land" die Wor-
te "und die Landesforstanstalt" eingefügt.

2. In § 2 Abs. 1 wird die Verweisung "§ 1 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2" durch die Angabe "§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 
und 4, mit Ausnahme der Versorgungsempfänger," er-
setzt.

3. In § 3 Abs. 2 werden nach dem Wort "Landes" die Wor-
te "und der Landesforstanstalt" eingefügt.
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4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 3 werden nach dem Wort "Land" die 
Worte "oder die Landesforstanstalt" eingefügt.

b) In Nummer 5 werden nach dem Wort "Landes" die 
Worte "und der Landesforstanstalt" eingefügt.

Artikel 9
Änderung der Ersten Durchführungsverordnung 

zum Thüringer Waldgesetz

In § 5 Abs. 2 Satz 2 der Ersten Durchführungsverord-
nung zum Thüringer Waldgesetz vom 27. Juli 1995 (GVBl. 
S. 299), die zuletzt durch Verordnung vom 30. August 2010 
(GVBl. S. 341) geändert worden ist, wird das Wort "zustän-
digen" gestrichen. 

Artikel 10
Änderung der Zweiten Durchführungsverordnung 

zum Thüringer Waldgesetz

In § 2 Abs. 3 Satz 1 der Zweiten Durchführungsverordnung 
zum Thüringer Waldgesetz vom 2. August 1995 (GVBl. 
S. 304), die durch Artikel 5 der Verordnung vom 18. Feb-
ruar 2003 (GVBl. S. 109) geändert worden ist, werden die 
Worte "jeweilige Behörde" durch die Worte "untere Forst-
behörde" ersetzt.

Artikel 11
Änderung der Dritten Durchführungsverordnung 

zum Thüringer Waldgesetz

In § 3 Abs. 3 der Dritten Durchführungsverordnung zum 
Thüringer Waldgesetz vom 5. September 1996 (GVBl. 
S. 238) wird die Bezeichnung "Landesanstalt für Wald 
und Forstwirtschaft" durch die Bezeichnung "Landesforst-
anstalt" ersetzt. 

Artikel 12
Änderung der Fünften Durchführungsverordnung 

zum Thüringer Waldgesetz

Die Fünfte Durchführungsverordnung zum Thüringer Wald-
gesetz vom 6. März 1998 (GVBl. S. 57), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 der Verordnung vom 20. Juli 2008 (GVBl. 
S. 297), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte "örtlich zustän-
digen" gestrichen. 

2. In § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 Buchst. a werden die Worte 
"Deutsche Mark" durch das Wort "Euro" ersetzt.

3. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:

a) In der Einleitung des Mustervertrags werden die 
Worte "dem Freistaat Thüringen - Landesforst-
verwaltung -, vertreten durch den Leiter der Abtei-
lung Forsten im Thüringer Ministerium für Landwirt-
schaft, Naturschutz und Umwelt, dieser vertreten 
durch den Leiter der Landesforstdirektion" durch 
die Worte "der Landesforstanstalt, vertreten durch 
den Vorstand" ersetzt. 

b) In § 8 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte "Der Frei-
staat Thüringen - Landesforstverwaltung -" durch 
die Worte "Die Landesforstanstalt" ersetzt.

c) In der Schlussformel werden die Worte "Der Vertre-
ter des Freistaats Thüringen - Landesforstverwal-
tung -" durch die Worte "Der Vertreter der Landes-
forstanstalt" ersetzt.

4. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert:

a) In der Einleitung des Mustervertrags werden die 
Worte "dem Freistaat Thüringen - Landesforst-
verwaltung -, vertreten durch den Leiter der Abtei-
lung Forsten im Thüringer Ministerium für Landwirt-
schaft, Naturschutz und Umwelt, dieser vertreten 
durch den Leiter der Landesforstdirektion" durch 
die Worte "der Landesforstanstalt, vertreten durch 
den Vorstand" ersetzt.

b) In § 8 Abs. 1 Satz 5 werden die Worte "Der Frei-
staat Thüringen - Landesforstverwaltung -" durch 
die Worte "Die Landesforstanstalt" ersetzt. 

c) In der Schlussformel werden die Worte "Der Vertre-
ter des Freistaats Thüringen - Landesforstverwal-
tung -" durch die Worte "Der Vertreter der Landes-
forstanstalt" ersetzt. 

Artikel 13
Änderung der Sechsten Durchführungsverordnung 

zum Thüringer Waldgesetz

Die Sechste Durchführungsverordnung zum Thüringer 
Waldgesetz vom 26. Januar 1999 (GVBl. S. 210), geän-
dert durch Artikel 8 der Verordnung vom 18. Februar 2003 
(GVBl. S. 109), wird wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 2 wird die Bezeichnung "Ministerium für 
Landwirtschaft, Naturschutz und Umwelt" durch die 
Worte "das für Forsten zuständige Ministerium" ersetzt.

2. § 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung:

"(4) Die Landesforstanstalt stellt die Waldverzeichnis-
se getrennt nach Waldeigentumsarten aufgrund der 
vorhandenen Unterlagen und örtlichen Aufnahmen auf 
und führt sie fort."

3. In § 4 Abs. 1 Satz 2 und 3 wird jeweils die Bezeichnung 
"Landesanstalt für Wald und Forstwirtschaft" durch die 
Bezeichnung "Landesforstanstalt" ersetzt.

4. § 6 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 wird die Bezeichnung "Landesanstalt 
für Wald und Forstwirtschaft" durch die Bezeich-
nung "Landesforstanstalt" ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und in Satz 1 
wird die Bezeichnung "Landesanstalt für Wald und 
Forstwirtschaft" durch die Bezeichnung "Landes-
forstanstalt" ersetzt.
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Artikel 14
Änderung der Siebenten Durchführungsverordnung 

zum Thüringer Waldgesetz

§ 1 Abs. 2 der Siebenten Durchführungsverordnung zum 
Thüringer Waldgesetz vom 4. Mai 1999 (GVBl. S. 523), 
die durch Artikel 9 der Verordnung vom 18. Februar 2003 
(GVBl. S. 109) geändert worden ist, erhält folgende Fas-
sung: 

"(2) Die Landesforstanstalt trifft die Feststellung über das 
Vorliegen und die voraussichtliche Dauer einer den Wald 
bedrohenden Forstschutzsituation. Die Landesforstanstalt 
entscheidet über Art und Umfang von Schutzmaßnahmen 
und ordnet diese nach § 11 Abs. 5 ThürWaldG an."

Artikel 15
Änderung der Thüringer 

Dienstkleidungsverordnung Forst 

Die Thüringer Dienstkleidungsverordnung Forst vom 
24. November 1993 (GVBl. 1994 S. 49), zuletzt geändert 
durch Artikel 16 der Verordnung vom 18. Februar 2003 
(GVBl. S. 109), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Satz angefügt:

"Für Forstbedienstete der Landesforstanstalt gilt die 
Dienstkleidungsordnung der Landesforstanstalt."

2. § 8 wird aufgehoben.

3. Die Inhaltsübersicht wird der vorstehenden Änderung 
angepasst.

Artikel 16
Änderung der Thüringer Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den höheren Dienst

in der Forstverwaltung

Die Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
höheren Dienst in der Forstverwaltung vom 13. Januar 
1995 (GVBl. S. 61), geändert durch Artikel 15 der Ver-
ordnung vom 18. Februar 2003 (GVBl. S. 109), wird wie 
folgt geändert:

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Absatzbezeichnung "(1)" 
gestrichen und die Worte "oberste Forstbehörde" 
durch die Bezeichnung "Landesforstanstalt" ersetzt.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

2. § 4 erhält folgende Fassung:

"§ 4
Ausbildungsstellen

Ausbildungsstellen sind die Forstämter, das Service- 
und Kompetenzzentrum der Landesforstanstalt sowie 
die Zentrale der Landesforstanstalt."

3. § 5 erhält folgende Fassung:

"§ 5
Leiter der Ausbildung, Ausbildungsbediensteter, 

Dienstvorgesetzter

(1) Die Ausbildung wird vom Vorstand der Landes-
forstanstalt geleitet. Dieser ist für die Ausbildung nach 
den Bestimmungen dieser Verordnung verantwortlich.

(2) Die Ausbildung im Einzelnen obliegt einem Bediens-
teten mit der Qualifi kation für den höheren Forstdienst 
(Ausbildungsbediensteter). Dieser wird vom Vorstand 
der Landesforstanstalt für jede Ausbildungsstelle (§ 4) 
bestimmt.

(3) Dienstvorgesetzter des Forstreferendars ist der Vor-
stand der Landesforstanstalt."

4. In § 7 Abs. 2 werden die Worte "obersten Forstbehör-
de" durch die Bezeichnung "Landesforstanstalt" ersetzt.

5. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 3 werden die Worte "Landesanstalt 
für Wald und Forstwirtschaft" durch die Worte 
"Service- und Kompetenzzentrum der Landes-
forstanstalt" ersetzt.

bb) In Nummer 4 werden die Worte "obere Forstbe-
hörde" durch die Worte "Zentrale der Landes-
forstanstalt" ersetzt.

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "obere Forstbehör-
de" durch die Worte "Zentrale der Landesforst-
anstalt" ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

6. § 11 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 3 wird aufgehoben.

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 werden die Worte "obersten Forstbe-
hörde" durch das Wort "Ausbildungsbehörde" 
ersetzt.

bb) In Satz 3 wird das Wort "Ausbildungsleiter" 
durch das Wort "Ausbildungsbediensteten" er-
setzt.

7. § 12 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte "Landesan-
stalt für Wald und Forstwirtschaft" durch die Wor-
te "Service- und Kompetenzzentrum der Landes-
forstanstalt" ersetzt.

b) In Absatz 1 werden die Worte "unter der Aufsicht 
eines Ausbildungsbeamten" gestrichen.
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c) In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte "Referats Forst-
einrichtung in der Landesanstalt für Wald und Forst-
wirtschaft" durch die Worte "Service- und Kompe-
tenzzentrums der Landesforstanstalt" zu ersetzen.

8. § 13 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden die Worte "Oberste Forst-
behörde" durch die Worte "Zentrale der Landes-
forstanstalt" ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "den Refera-
ten der obersten Forstbehörde" durch die Worte 
"der Zentrale der Landesforstanstalt" ersetzt. 

9. § 14 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte "Ausbildungs-
leitern oder dem Ausbildungsbeamten" durch das 
Wort "Ausbildungsbediensteten" ersetzt.

b) In Absatz 2 werden die Worte "Leiter der Ausbil-
dungsstelle, der" durch die Worte "Ausbildungsbe-
diensteten, dem" ersetzt.

10. In § 15 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "Ausbildungs-
leiter oder vom Ausbildungsbeamten" durch das Wort 
"Ausbildungsbediensteten" ersetzt.

11. In § 17 Abs. 1 werden die Worte "Die oberste Forst-
behörde" durch die Worte "Der Dienstvorgesetzte" er-
setzt.

12. § 20 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte "oberste Forstbehör-
de" durch die Bezeichnung "Landesforstanstalt" er-
setzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte "obersten Forstbe-
hörde" durch die Bezeichnung "Landesforstanstalt" 
ersetzt.

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

"(3) Der Prüfungsausschuss besteht aus elf Perso-
nen, davon neun Bedienstete der Landesforstan-
stalt oder des Landes mit der Qualifi kation für den 
höheren Forstdienst, von denen einer den stellver-
tretenden Vorsitz übernimmt, sowie einer Person 
mit der Qualifi kation für den höheren Verwaltungs-
dienst oder mit der Befähigung zum Richteramt. Als 
Vorsitzender des Prüfungsausschusses fungiert der 
Vorstandsvorsitzende der Landesforstanstalt, im 
Fall seiner Verhinderung das weitere Vorstands-
mitglied. Je ein Vertreter der Spitzenorganisation 
der zuständigen Gewerkschaft und des zuständi-
gen Berufsverbandes, die Bedienstete des höheren 
Forstdienstes sein müssen, können auf Antrag der 
Spitzenorganisation und des Berufsverbandes dem 
Prüfungsausschuss als Beobachter angehören. Für 
jedes Mitglied des Prüfungsausschusses ist ein Ver-
treter zu bestellen. Für den Fall der Verhinderung 
von Mitgliedern und deren Vertretern wird eine an-
gemessene Zahl von Ersatzpersonen bestimmt."

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte "der obersten 
Forstbehörde" durch die Worte "dem Vorstand der 
Landesforstanstalt" ersetzt.

e) In Absatz 9 wird das Wort "Beamten" durch das 
Wort "Bediensteten" ersetzt.

13. In § 25 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte "des Landes" 
durch die Worte "der Landesforstanstalt" ersetzt.

14. In § 38 Abs. 2 werden die Worte "Beschäftigung im 
Staatsdienst" durch die Worte "Einstellung in den Lan-
desdienst oder in den Dienst der Landesforstanstalt" 
ersetzt.

15. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 17
Änderung der Thüringer Ausbildungs- und 

Prüfungsordnung für den 
gehobenen technischen Forstdienst

Die Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den 
gehobenen technischen Forstdienst vom 15. November 
2010 (GVBl. S. 384) wird wie folgt geändert:

1. In § 4 werden die Worte "oberste Forstbehörde" durch 
die Bezeichnung "Landesforstanstalt" ersetzt.

2.  § 7 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben.

3.  § 8 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Worte "staatlichen Forstäm-
ter" durch die Worte "Forstämter der Landesforst-
anstalt" ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort "Laufbahnbefähi-
gung" durch das Wort "Qualifi kation" ersetzt.

4. In § 15 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte "oberste Forst-
behörde" durch die Bezeichnung "Landesforstanstalt" 
ersetzt.

5. § 17 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

"Dem Prüfungsausschuss gehören an: 
1. ein Mitglied des Vorstandes der Landesforstanstalt 

als Vorsitzender, 
2. der für Personal zuständige leitende Bedienstete 

der Landesforstanstalt als stellvertretender Vorsit-
zender und ein weiterer Bediensteter aus der für 
Personal zuständigen Organisationseinheit der 
Landesforstanstalt, 

3. fünf Bedienstete mit der Qualifi kation für den höhe-
ren oder gehobenen Forstdienst, 

4. eine Person mit der Befähigung zum Richteramt."

6. In § 20 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte "des Landes" 
durch die Worte "der Landesforstanstalt" ersetzt.

7. In § 27 Abs. 5 werden die Worte "Verwendung im öf-
fentlichen Forstdienst" durch die Worte "Einstellung in 
den Landesdienst oder in den Dienst bei der Landes-
forstanstalt" ersetzt.
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Artikel 18
Änderung der Thüringer Verordnung über 

die Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft

In § 1 Nr. 3 der Thüringer Verordnung über die Ermitt-
lungspersonen der Staatsanwaltschaft vom 12. Juni 1996 
(GVBl. S. 110), die zuletzt durch Verordnung vom 7. De-
zember 2010 (GVBl. S. 567) geändert worden ist, werden 
nach dem Wort "Landes," die Worte "der Landesforstan-
stalt," eingefügt.

Artikel 19
Änderung der Thüringer 

Landwirtschaftssachverständigenverordnung 

In § 1 Nr. 2 der Thüringer Landwirtschaftssachverständi-
genverordnung vom 5. Oktober 2005 (GVBl. S. 352), die 
durch Verordnung vom 15. Juni 2010 (GVBl. S. 242) ge-
ändert worden ist, werden die Worte "das Forstamt Erfurt-
Willrode" durch die Worte "die Landesforstanstalt" ersetzt.

Artikel 20
Änderung der Thüringer Verordnung über 

die nach Landesrecht zuständigen Stellen und 
zur Übertragung einer Ermächtigung nach 

dem Forstvermehrungsgutgesetz

In § 1 Nr. 1 der Thüringer Verordnung über die nach Lan-
desrecht zuständigen Stellen und zur Übertragung einer 
Ermächtigung nach dem Forstvermehrungsgutgesetz vom 
17. März 2004 (GVBl. S. 476), die durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 20. Juli 2008 (GVBl. S. 297) geändert wor-
den ist, werden die Worte "oberste Forstbehörde" durch 
die Bezeichnung "Landesforstanstalt" ersetzt.

Artikel 21
Änderung der Thüringer Verordnung über 

Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Berufsbildung

Die Thüringer Verordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Berufsbildung vom 28. März 2006 (GVBl. 
S. 230), zuletzt geändert durch Verordnung vom 9. April 
2011 (GVBl. S. 84), wird wie folgt geändert:

1. In § 2 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. e werden die Worte "das für 
Forstwirtschaft zuständige Ministerium" durch die Wor-
te "die Landesforstanstalt" ersetzt.

2. In § 3 Satz 1 werden die Worte "das für Forstwirtschaft 
zuständige Ministerium" durch die Worte "die Landes-
forstanstalt" ersetzt.

Artikel 22
Änderung der Thüringer Verordnung über 

Zuständigkeiten auf dem Gebiet der 
Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft

Die Thüringer Verordnung über Zuständigkeiten auf dem 
Gebiet der Land-, Ernährungs- und Forstwirtschaft vom 

24. Juni 2004 (GVBl. S. 697), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 20. April 2009 (GVBl. S. 365), wird wie folgt 
geändert:

1. § 6 erhält folgende Fassung:

"§ 6
Zuständigkeit der Landesforstanstalt

(1) Die Landesforstanstalt ist im Geltungsbereich des 
Thüringer Waldgesetzes in der Fassung vom 18. Sep-
tember 2008 (GVBl. S. 329) in der jeweils geltenden 
Fassung
1.  zuständige Behörde nach § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 1 

Satz 7, Abs. 3 Nr. 1 und  Abs. 4 Satz 4, § 10 Abs. 2 
und 3 Satz 1, § 10a Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2, § 16b 
Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 2, § 34 Abs. 2 Nr. 1 
und Nr. 3 bis 6, § 34a Satz 1 und § 38 Abs. 1 und 
2 Satz 1 sowie Abs. 3 Satz 1 Pfl SchG sowie 

2.  zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung 
und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach § 40 
Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a Pfl SchG, mit Ausnahme von 
Zuwiderhandlungen gegen § 22 Abs. 3 Pfl SchG, 
nach § 40 Abs. 1 Nr. 8a Pfl SchG, soweit einer voll-
ziehbaren Anordnung nach § 16b Abs. 3 Satz 2 
Pfl SchG zuwidergehandelt wird, und von Ordnungs-
widrigkeiten nach § 40 Abs. 1 Nr. 17 Pfl SchG, so-
weit in dieser Verordnung nichts anderes geregelt 
ist.

(2) Die Landesforstanstalt ist zuständige Behörde 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 ThürVwKostG für die Erbringung 
der in den Abschnitten 14, 15 und 16 des Teils B der 
Anlage zu § 1 ThürVwKostOMLFUN verzeichneten 
öffentlichen Leistungen und für die Erhebung von 
Verwaltungsgebühren dafür, soweit in dieser Verord-
nung nichts anderes bestimmt ist und sofern die dar-
in aufgeführten Leistungen den Bereich der Forstwirt-
schaft betreffen.'

2. § 7 wird aufgehoben.

Artikel 23
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im nachfolgenden Absatz 2 
nichts anderes geregelt ist, am 1. Januar 2012 in Kraft. 
Gleichzeitig treten
1. das Thüringer Forstfachhochschulgesetz vom 23. März 

1994 (GVBl. S. 320), geändert durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom 18. Dezember 2002 (GVBl. S. 480) und

2. die Anordnung zur Neuorganisation der staatlichen 
Forstämter vom 20. September 2005 (GVBl. S. 336), 
geändert durch die Anordnung vom 15. Juni 2010 
(GVBl. S. 243), außer Kraft.

(2) Artikel 1 § 18 Abs. 3 tritt am Tage nach der Verkün-
dung in Kraft.

Erfurt, den 25. Oktober 2011
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Diezel
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Thüringer Gesetz zur Änderung gerichtsorganisatorischer Regelungen
Vom 25. Oktober 2011

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Thüringer Gerichtsstandortgesetzes

In § 10 Satz 2 des Thüringer Gerichtsstandortgesetzes 
vom 16. August 1993 (GVBl. S. 553), das zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 16. Dezember 2008 (GVBl. 
S. 587) geändert worden ist, wird die Jahreszahl "2011" 
durch die Jahreszahl "2018" ersetzt.

Artikel 2
Änderung des Thüringer Gesetzes zur Ausführung 

des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Thüringer Gesetz zur Ausführung des Gerichtsver-
fassungsgesetzes in der Fassung vom 12. Oktober 1993 
(GVBl. S. 612), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 9. September 2010 (GVBl. S. 294), wird wie 
folgt geändert:

1.  Nach § 13 wird folgender Vierte Abschnitt eingefügt:

"Vierter Abschnitt
Landesrechtliche Zuständigkeitskonzentration

§ 14
Wirtschaftsstrafsachen

Die in § 74c Abs. 1 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes genannten Strafsachen (Wirtschaftsstrafsachen) 

werden, soweit das Amtsgericht als Gericht des ers-
ten Rechtszuges zuständig ist, den Amtsgerichten am 
Sitz der Landgerichte zugewiesen."

2. § 30 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift werden das Komma und das Wort 
"Außerkrafttreten" gestrichen.

b) Die Worte "und mit Ablauf des 31. Dezember 2013 
außer Kraft" werden gestrichen.

3. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderun-
gen angepasst.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 tritt Artikel 2 Nr. 1 am 1. Janu-
ar 2012 in Kraft.

Erfurt, den 25. Oktober 2011
Die Präsidentin des Landtags

Birgit Diezel
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Thüringer Verordnung
zur Änderung justizverwaltungsrechtlicher Vorschriften

Vom 2. Oktober 2011

Aufgrund des Artikels 2 Abs. 1 des Gesetzes zu dem Haa-
ger Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 zur Befreiung 
ausländischer öffentlicher Urkunden von der Legalisation 
vom 21. Juni 1965 (BGBl. II S. 875), geändert durch Ar-
tikel 7 des Gesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 805),
des § 7 Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsgesetzes vom 
30. Januar 1991 (GBl. S. 2) in Verbindung mit § 2 der Thü-
ringer Apostillenzuständigskeitsverordnung vom 30. Sep-
tember 1992 (GVBl. S. 501) und
des § 107 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 
2587), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2010 (BGBl. I S. 2255), in Verbindung mit § 1 
Satz 1 Nr. 25 der Thüringer Ermächtigungsübertragungs-
verordnung Justiz vom 25. Oktober 2004 (GVBl. S. 846), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 1. Juli 2010 (GVBl. 
S. 255), verordnet das Justizministerium:

Artikel 1
Änderung der 

Thüringer Apostillenzuständigkeitsverordnung

Die Thüringer Apostillenzuständigkeitsverordnung vom 
30. September 1992 (GVBl. S. 501) wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Wort "Thüringer" gestrichen.

b) In Nummer 2 wird das Wort "Bezirksgerichte" durch 
das Wort "Landgerichte" ersetzt.

c) In Absatz 2 wird das Wort "Bezirksgerichts" durch 
das Wort "Landgerichts" ersetzt.

2. In § 2 werden die Worte "den Thüringer Justizminister" 
durch die Worte "das Justizministerium" ersetzt.

3. Nach § 2 wird folgender neue § 3 eingefügt:

"§ 3

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verord-
nung gelten jeweils in männlicher und weiblicher Form."

4. Der bisherige § 3 wird § 4.

Artikel 2
Änderung der Thüringer Verordnung zur Übertra-

gung der Befugnisse für die Anerkennung ausländi-
scher Entscheidungen in Ehesachen

§ 4 der Thüringer Verordnung zur Übertragung der Be-
fugnisse für die Anerkennung ausländischer Entschei-
dungen in Ehesachen vom 12. September 2006 (GVBl. 
S. 521), die durch Artikel 17 des Gesetzes vom 9. Sep-
tember 2010 (GVBl. S. 291) geändert worden ist, erhält 
folgende Fassung:

"§ 4
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft."

Artikel 3
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 

Erfurt, den 2. Oktober 2011

Der Justizminister

H. Poppenhäger
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Entscheidung 
des Thüringer Oberverwaltungsgerichtes

Vom 19. Oktober 2011

Aus den Beschlüssen des Thüringer Oberverwaltungs-
gerichtes vom 27. September 2011 - berichtigt durch Be-
schlüsse vom 19. Oktober 2011 - in den Eilverfahren mit 
den AZ - 1 EN 468/11 - und - 1 EN 483/11 - wird die Ent-
scheidungsformel veröffentlicht:

§ 24 a Abs.  2 der Thüringer Verordnung für die Vergabe 
von Studienplätzen an den staatlichen Hochschulen vom 
18. Juni 2009 (GVBl S. 485) in der Fassung der Zweiten 
Verordnung zur Änderung der Thüringer Vergabeverord-

nung vom 12. Mai 2011 (GVBl S. 89) wird im Wege der 
einstweiligen Anordnung für das WS 2011/2012 außer 
Vollzug gesetzt.

Erfurt, den 19. Oktober 2011

Der Thüringer Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur

Matschie
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